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AlB-Aktuell 

Nach dem vor l äufigen Scheitern der syri scb­
is r ae11schen Verhandlungen tibe r einen RUck ­
zug Israels von de r Golanfront scbeine n die 
positiven Ansätze zu einer politischen Lösung 
des Nahostkonflikts in Frage gestellt zu sein . 

Israels Kurs der Unnachgiebigkeit 

In Ubereinstimmung mit dem rechtsextremen 
Parteienblock LIKUD nehmen die israelischen 
Regierungsparte ien erneut Kurs auf eine Zu­
spi tzung der militärischen Lage an den syri­
schen Frontlinien. In ihrer Regierungserkl ä­
rung vom 10. März 1974 hob Ministerpräsiden­
tin Golda Meir insbesonders die "Cefahr eines 
neuen kriegerischen Zusammens t oßes mit Sy­
rien" hervor (in : FAZ , 11 . 3 .1 974) . Informa­
tionen des israelischen Geheimdienstes UbeT 
die angebliche Gefahr eines drohenden Angriffs 
von Seiten Syriens werden gezielt lanciert . 
Die demagogische Absicht solcher Informatio­
nen läßt sich ohne MUhe entlarven , berichtete 
doch s elbst die FAZ am 27 . 2 . 1974 von ständi ­
gen Versuchen der israelischen Truppen , an 
der Golanfront "ihre Positionen im Schutz der 
Dunkelhei t vorzuschieben oder auszubauen" , 
was einen "Hauptgrund fUr die häufigen Ar­
tillerieduelle an der syri schen Front auch 
nach der Feuereinstellung" darstelle. Unnach­
giebig beharrt die israelische Regierung auf 
ihren AnnexionsansprUchen: So wies G. Meir 
in ihrer Reg ierungserklärung "eine RUckkehr 
zu den Linien des 4 . Juni 1967 a l s indiskuta­
bel zurUck " und versicherte . daß I s rael nie­
mals einen arabi sch- palästinensischen Staat 
akzeptieren und "das geeint e Jerusalem die 
Hauptst adt Israel s " bleiben wUrde (in: FAZ t 

11 . 3.1974) . Schon Anfang Februar d . J . hatte 
di e israelische Regierung angekUndigt , man 
werde mit dem Bau einer Stadt auf dem okku­
pierten syrischen Territorium beginnen und 
die dort errichteten Wehrd örfer zu Festungen 
umrUsten. 

Nahostoffensive der USA 

I srael s unnachgiebige Haltung findet in der 
flexiblen Taktik der US- Regierung gegenUber 
den a r abischen Staaten eine HauptstUtze . Nach 
dem Oktoberkrieg 1973 hatten die arabischen 
Staaten durch das Olembargo Einheit und Stär­
ke gezeigt und damit neu e Vor aussetzungen LOr 
eine politische Lös ung des Nahostkonflikts 
geschaffen . Die US- Regierung , durch das 01-
Embargo 1n ihren Interessen an einer Rohstoff­
sicherung im Naben Osten getroffen, hat auf 
diese Demonstration arabischer Einheit sofort 
reagiert: zunächst mit militärischen und wirt­
schaftlichen Drohungen , dann durch Verhand­
lungen mit ein z eIn e n arabischen 
Staaten. Die korrespondierenden Besuche von 
König Hussein und Israels Außenminister Eban 
in Washington zeugen davon, daß die USA dabei 
i n erster Lini e auf die r eaktionäre, antipa­
lästinensische Politik Jordaniens setzen. 
Ferner versuchen die USA nicht ohne jeden Er­
folg , durch die Unterbreitung ökonomischer 
und politischer Angebote gegenUber ainzelnen 
ar abischen St aaten (Ä2ypten !) , die arabische 
Einheit zu spalten und die arabischen Staaten 
gegeneinander auszuspielen . UnterstUtzt von 
and er en imperialistischen Mächten wie der BRD 
finden die USA bei ihren Spa l tungsbemUhungen 
ei nen wirk samen Hebel in den unterschiedli­
chen sozialen Systemen , in den divergierenden 
politischen und ökonomischan Interessen de r 
arabischen Länder. Sowohl zwischen den na­
tionaldemokratisch regierten Staaten (Irak, 
Syrien , u.E. Ägypten) al s auch zwischen die­
sen ~.B., und den Feudalregimes (wie Saudi­
Arabien , Kuweit , Jordanien) bestehen s elbst 
hinsichtlich der Politik gegenUber dem ge-

meinsamen Gegner , dem zionistischen Isr ael , 
s t arke Differenzen . 

Die US- amerikanische Politik der partiel­
len Zugeständnisse entspricht einerseits den 
Vorstellungen solchec Kräfte in den USA s el bs t , 
die ihr Interesse an einer Rohs toffs icherung 
auf längere Perspektive eher in einer Nahost­
politik gesichert s ehen , welche nicht allein 
auf I s rae l setzt , sondern eine Annäherung an 
die arabi schen Staaten s ucht . Andererseits 
stellt diese Poli~ik zum gegenwärtigen Zeit­
punkt eine ernste Bedrohung fUr die arabische 
Einheit und die gemeinsamen Forderungen der 
ar abischen Staaten na ch RUckzug Israels aus 
den 1967 besetzten Gebieten und nach einer 
Friedens regelung unter Einbeziehung der Palä­
stina-Frage dar . 

Die politische Offensive der US- Regierung , 
die die offenen Aggressionsdr ohungen der is­
r aelischen Regi e rung nach der Taktik von 
"Zuckerbrot und Peitsche " ergänzt, muß a l s 
Reaktion auf den Druck der Weltöffentlichkeit 
verstanden werden , die sich nach dem Oktober­
kri eg vehement mit den Ursachen des Nahost­
konflikts und der Palästina- Frage auseinander­
setzt e und auf eine friedliche Lösung drängte . 
Die Anerkennung der Palästine nsischen Befrei ­
ungsorganisation (PLO) als Vertreter des pa-
1ästlnens i schen Volkes ( se lbs t durch Jorda­
nien) und ihre Einbeziehung i n Friedensrege­
lungen s ind Beweis dafUr. 

Vorbereltung der Internallonalen Solldarltl takonl.renz 

In dieser Situation kommt den Bestr ebungen , 
auf internationale r Ebene den Forderungen der 
a r abischen Völker erneut Nachdruck zu verlei ­
ben, besondere Bedeutung zu. Diese Aufgabe 
s tellte s ich das internationale Treff en " FUr 
Frieden und Gerechtigkeit im Nahen Osten" 8.QJ. 

23 . /24 .Februar 1974 in Rom, an dem s ich 26 
Nationen und Organisationen beteiligten , dar­
unter auch diePLO. Dieses Tr effen , das der 
Vorbereitung einer großen International en Kon­
ferenz diente, wertete die Vereinbarungen Uber 
die Truppenentfl echtung an der isr aelisch­
ägyptischen Front und die Verhandlungen Uber 
die Truppenentflechtung an de r isr aelisch- sy ­
ri schen Front als "ersten Schritt zu einer 
allgemeinen politischen Lösung für die Nahost­
krise auf der Grundlage der voll en Erf üllung 
der Resolutionen des UN-Siche~heitsrates und 
der Generalversammlung" . In der Abschlußer­
Itlärung heißt es weiter: "Aber trotz die aer 
positiven EntWicklungen wi r ken mächt i ge imp e­
rial istische Kreiae dar aut hin , eine erfolg­
reiche Entwicklung der Genfer Konferenz zu 
verhindern. Nach wie vor 1st die Situation ge­
fährlich , und deshalb ist es notwend ig , eine 
rasche Und ger echt e Lösung zu f inden " . Die 
fUr die nächste Zeit geplante Konfe r enz wird 
einen nstarken Beitrag !Ur die Sache des 
Friedens und der Gerecht igkeit im Naben Oaten 
leisten , wenn sie aich die Mobil i sierung der 
~ffentlichen Wel tme i nung zum Ziel setzt für 
di e erfol greiche Entwicklung der Genfe r Kon­
f erenz , für die volle Erltillung de r UN- Si­
cherheitsr ats Re solutionen 242 und 338 und 
der ande r en entsprechenden Resolutionen der 
UNO-Vol ! ver sammlung, fUr den vollständigen Ab­
zug der israelischen Truppen aus allen seit 
1967 besetzten arabi schen Gebieten , fUr die 
Verwirkl ichung der legitimen national en Rech­
te des arabischen Volkes von Palästina , !Ur 
die Beendigung de s kriegerischen Zustands im 
Nahen Osten und fur einen gerechten und dauer­
haften Frieden, der die Sicherheit und die le­
gitimen Rechte fur alle Völ ker und Staaten in 
dieser Region gewährleistet. " 

••••••••••••••••••••••••• 
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Kambodscha 

Wolfram Brönner. Günther Ritter. Walfgang Ritter 

Aktuelle Lage und 
Probleme des Befreiungskampfes 

Zuspil%ung der Klmpf. um Phnom Penh 

Tagtäglich schlugen 1n den l etzte n Wochen 
1n unmittelbarer Nähe des Amtssltzes des US­
Marionetten-Regimes Lon Nol sowjetische SAM­
Raketen und e rbeutete amer i kenisc he Grana ten 
ein. Die Volks befreiungsstr eltkrä f te Kambod­
sc ha s (FAPLNK ) haben die wichtigs t en Transport­
wege nach Phnom Penh, so auch die Zugangsstra ­
Be zur Haf enstadt Kampong Som (National straße 
4 ) abgeschn itten . Sie zogen den Ring um die 
Haup tstadt von 20 km auf 10 bi s 5 km zusammen ~) 
01e von der Söldner armee Lan Nol s vorge trage­
nen Gegenangr i ff e blieben trotz mas sive r 
Luftwaffenun t ers t Utzung und trot z des f or t ­
währenden Einsa t zes von Napalmbomben gegen 
Stel l ungen der FAPLNK sowi e die befreiten Ge­
bi ete ohne Er folg . 

In eine~ Situationsbericnt de s Indocnina­
Experten ~ . Burchett vom Februar d . J . heißt es : 
"Lon Nol , de r Mann Ni xons i n Phnom Penh , i s t 
militär isch , politisch und diplomat isch immer 
mehr iaolier t . Se ine off i zi el le Residenz 
Chamca r Mon i n Phnom Penh i s t bombar di er t wor­
den . Lon Nol und se ine letz ten Getreuen haben 
i hren Sitz in den prächtigen königl ichen Pa­
las t verlegt, in der ~o ffnung , daß kein Pilot 
dieses GebäUde angr eifen wird . Aber wo immer 
s i e sich ver s tecken , sind ihr e let zt en Tage 
jet zt ge zählt ." 2 ) 

1970 putschten ai e mit dem VB- Ge heimdienst 
CU , heute sind die Tage ihrer ko r rup'ten , 
volks f iti ndl1chen Verwaltung ge zählt : Slr1k 
M,1taK. und LO:1 Nnl . 

KampIerfolge der Befreiungsbewegung 

Mi t tl e rwe ile kontrolli e ren die Be f reiungs ­
kr ä f te der Nationalen Einheitsfr ont von Kam­
bodscha (FUNK ) tiber 9~ des Territor i ums , in 
dem mehr al s 8~ de r Bevöl kerung leben. Die 
im Novemb~r 1973 vollzogene Über siedelung de r 
Königl ichen Regierung der Nationalen Einheit 
von Kambodscha (GRUNK) vom vorUber gehenden 
Exil in Peking naeh Kambod scha trug zur wei ­
ter en Konsolidierung der Volksmacht i n den be­
f r eiten Gebiet en bei . Während sich die Mario­
nettenverwaltung Lon Nol a von Krisen zerrUttet 
sieht und sich nur noch in Phnom Penh , Kam­
pong Som sowie einigen wenigen Mil itär stUtz­
punkten halten kann , kommt im be frei ten Terr i ­
tor ium de r Aufbau e r folg r eich voran . 

Heute beeindruckt - so W. Burchett - sowohl 
die "neue Viel se i tigkeit der Landwirt schaft" 
als auch die hohe Ef fektivie rung bis hi n zur 
Mechanisierung der Textilproduktion , 3) In den 
befrei t en Gebieten ver te i lte die FUNK Land an 
arme Bauern , schuf genossensc haftliche Koope­
r ativen und or gan isier te di e Ver s orgung der 
Werktätigen und Soldaten . Anders a l s i n Lon 
Nols Machtber eich konnte hier di e Re isproduk­
tion gest eiger t warden , blieben die Preise 
[Ur Grundnahrungsmitte l und Kleidung s t abil , 
wurden in der Vol ksbildung erhebl i che Fort­
schritte gemacht , 

Verschärfte Krise unter LDn NDI 

DemgegenUbe r spitzt sich in den von Lon Nol 
kontroll ierten Gebiet en di e ~konomi sche und 
so ziale Kri se wei ter zu . Der Spiegel z .B. 
schri eb dazu Ende Februar d. J ., daß die Bevöl­
kerung Phnom Penhs 1n den l et zten 6 Monaten 
ee lbs t di e zahllosen s treunenden "Hunde auf­
ge gessen" habe und daß das Crundnahrungsmittel 
Reia t Ur vi ele nahezu uner sehwinglich gewor­
den 58i,4) In den l e tzten Woehen verließen 
täglich zwi schen 200 und 300 'wohlhabende Fa­
milien ' die Haupts tadt , während die Behörden 
Lon Nols für arme Familien die Ausgabe von 
Ausrei s evisa verweigern, 5) Die Inflationsent­

wicklung , Warenhortung und Korruption nahmen 
i nzwischen derartige Ausmaße an , deß die or -



ganisierte PIUnderung von Warenhäusern und öf­
fentlichen Märkten zu einer Dauererscheinung 
wurde. Zugleich erhöhten sich die Verluste der 
Söldnerarmee auf monatlich rund 10.000 Gefan­
gene , Verwundete und Tote. 6 ) Ebenso rapide 
stieg die Zahl der Deserteure, die z .T. in 
Bataillonsatärke , mit ihren amerikanischenWaf­

fen und ihrer Munition , zu den Volksbefrelungs­
streitkräften Oberlaufen. In großem Stil 
greift das Lon Nol-Regime heute daher auf die 
Zwangsrekrutierung von Frauen und Kindern zu­
rUck . 

Verfälschungen In der bürgerllehen Presse 

Von bUrgerliehen Beriehterstattern werden 
angeaichts der ' entmutigenden ' Situation ver­
stärkt Spekulationen und ge zielte Falschmel­
dungen lanciert : 
• So liebäugelta die SUddeutsche Zeitung auf 
einmal mit dem Gedanken an eine Lösung der 
kambodschanischen Probleme am Verhandlungs ­
tisch . Den Chef der Marionettenverwaltung prä ­
sentierte sie dabei als Friedensboten : "Lön 
Nol hatte . .. einen besonderen Beauft r agten fUr 
Friedensgespräche ernannt ." 7) 

• So bemUhte sich der Spiegel durch ein will­
kUrliches Auseinanderdividieren der verschie­
denen BUndnlskrä!te innerhalb der FUNK den 
Eindruck zu erwecken : "Bs sind vor allem die 
Kommunisten, die . .. das Lon Nol-Regime gewalt­
sam beseitigen wollen . " 8) Gleichzeitig be­
hauptete der Spiegel, die Befreiungskräfte 
seien ferngesteuerte Figuren im "Schachspiel" 
der "Großmächte". 9) 

• So versuchte das Zweite Deutsche Fernsehen 
am 11 . /12 .Februar 1974 durch eine aufgebausch­
te Berichterstattung Uber einen Großbrand in 
Phnom Penh , ein Bild vom kommuniatischen BUr­
gerschreck zu zeichnen . Ober die wahren 
Kriegsursschen , die soziale Krisensituation 
etc . wurde kein Wort verloren. Tatsächlich 
handelte es sich in diesem konkreten Fall dar­
um, daß die FAPLNK bei einem Artillerieangriff 
offenkundig ihr militärisches Ziel verfehlte 
und daß infolge eines starken Windes rund hun ­
dert WohnhUtten in Brand gerieten. Auch er­
wähnte das ZDF mit keinem Wort, daß die FUNK -
im Gegensatz zum Lon Nol-Regime - die Zivil­
bevölkerung bei bevorstehenden Angriffen durch 
Verteilen von Flugblättern vorzuwarnen pflegt 
und daß die Volksbefreiungsstreitkräfte aus 
RUcksicht auf zu hohe Opfer unter der Zivil­
bevölkerung bislang nicht alle militärischen 
Mittel einsetzten, um Phnom Penh im Sturm zu 
erobern . 

BOrgerkr ieg oder US-Aggression? 

Vor allem aber schweigen sich die bUrger­
lichen Propagandisten dartiber aus , daß die 
wahre Ursache des Kriegszustandes in Kambod­
scha allein in der Aggressionspolitik der USA 
zu suchen ist , d .h. konkret, in dem CIA- Putsch 
von 1970 und der anschließenden militärischen 
Invasion der USA von 1971 . DemgegenUber soll 
der Eindruck Benährt werden , in Kambodscha 
handele es sich um einen höchst internen BUr­
gerkrieg . Tatsache aber ist : Die USA brachten 
auch nach der Unterzeichnung des Pariser Viet­
nam- Abkommens vom Januar 1973 (s .w.u.) tau­
sende von Militärberatern nach Kambodscha , 

Da~ US -Mari Qna ttenregime in Phnom Penh 
achreck~ nicht uavor zurU~k , Tausende von 
Kindern zu zwangsrekrutieren . 

"um die Führung der Marionettenermee Lan Nols' 
selbst in die Hand zu nehmen . D. Doolin , Be­
rater im Verteidigungsministerium der USA , 
bestätigte, daß alle Aktivitäten der USA in 
Kambodscha , einschließlieh der militärischen , 
vom amerikanischen Botschafter geleitet wer­
den." 10) 

Auch naeh dem erzwungenen Bombardierungs­
stop der USA vom 18. 8 . 1973 verblieben die US­
Militärberater im Land, wurden die US-Waffen­
lieferungen von morlatlich ca . 3 000 t an Bom­
ben , ArtilleriegeschUtzen, Panzern etc . fort ­
gesetzt und bewilligte der US- Kongreß ror 
1974 eine zusätzliche Militärhilfe fUr Lön Nol 
in Höhe von 350 Mio . Dollar . 11 ) 

In einer Botschaft an Lon Nol verkUndete 

US- Präsident Nixon Ende Januer 1974 , 

"die Fortdauer des Krieges sei ' auf die ver­
nunftswidrige Unnachgiebigkeit der Nordviet­
namesen und ihrer kommunistischen Partisanen 
zurUckzufUhren '. Die USA wUrden der Regierung 
Lon Nol 'jede mögliche Hilfe bei dem helden­
haften VerteidigungSkamp! ' zukommen lassen."12) 

Nlxons provokatorische Aussage l iefert el­
nen Beweis mehr , daß das Marionetten- Regime 
in Phnom Penh ohne das fortgesetzte militäri­
sche Engagement der USA keinen Tag länger exi­
stenzfähig 1st . Sie zelgt zugleich an , daß 
Washington nach wie vor die Wi ederaufnahme des 
US-Bombenterrors nicht nur in Kambodscha , son­
dern in ganz Indochina in Betracht zieht. 

Werum keine Verhendlungen? 

Zur Beantwortung dieser Frage ist es uner­
läßlich , sowohl den EntwiOklungsstand in ganz 
Indochina als auch die unterschiedl ichen Be­
dingungen in Vietnam und Kambodscha zu be r Uck­
s ichtigen. Das Pariser Vietnam- Abkommen vom 
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27 . 1 .1973 hat auch fUr die Völker von Laos 
und Kambodscha weitreichende Bedeutung. Im 
Artikel 20 gingen die USA die völkerrechtliche 
Verprllchtung ei n, 

"alle militärischen Handlungen in Kambodscha 
und Laos ein(zu)stellen. ihre Truppen, ihre 
militärischen Berater und ihr Militärpersonal , 
ihre Watfen , Munition und ihr Kriegsmaterial 
aus die sen Ländern ab (zu )ziehen und s ie nicht 
erneut dorthin (zu) bringen ." 13) 

Die USA hielten sich nic ht an diese Ver­
pfliChtung. Vielmehr verschärften s ie mit bar­
barischen Flächenbombardements ihre Aggre s ­
sions politlk gegen das kambodschanl sche Volk. 

Im Mai 1911 .fielen US- Truppen 1:1 Kambodscha 
ei n . Foto : Gefesselte Bäueri nn en von Chipo lJ. 
v or i hrem er s t en ' Verhör', 

Indessen brachte auch diese Krlegseskalati on 
den USA nicht den e rhofften Erfolg. 1m Sommer 
1973 mußten sie ihre Bombardements einstellen. 

Auch in Washington Konnte man sich nicht län­

ger der Einsicht verschließen , daß das Mario­
netten-Regi me Lon Nol auf Dauer nicht zu hal­
ten sein wird. So kam es, daß die U5-Regie ­
rung mit sog. Verhandlungsangeboten an S.N . 
Sihanouk herantrat , der dieses Ansinnen jedoch 
zurUckwies. Die patriot ischen Kräfte Kambod­
schas weisen zurecht auf die unzweideutigen 
Bes timmungen im Parise r Abkommen sowi e darauf 
hin, daß das rechtmäßige Staatsoberhaupt Sam­
dech N. Sihanouk di e dur ch einen CIA- Putsch 
eingesetzte Lon Nol-Clique bereits 1970 !Ur 

abgesetzt erklärt hat und von daher das Mario­
nettenregime, das nur sich selbs t vertritt , 
kein Verhandlungspartner sein kann. Der Repr ä­
sentant der FUNK und GRUNK , In Sokan , verwies 
in Pari s ferner darauf, daß es - im Unte r ­
schied zur Situation in SUdvietnam - in Kam-

S bodscha keine "Dritte politische Kraft" gebe 

und daß die FUNK alle patriotischen Kräfte und 
Volksschichten in sich vereint. In Sokan wei­
ter: 

"Wir verlangen von den Amerikanern keine Nie ­
derlage. Wi r fUhren Krieg gegen sie ,weil s i e 
in unserem Land sind . Wir s ind nicht in den 
USA , um sie dort anzugreifen . Wenn sie abzie ­
hen und i hre Intervention sowie Einmischung 
einstellen, i st das Problem geIBst. " 14) 

Rolle und politische POlitIon Slhanoukl 

Die bUrger l i che Pre s s e legt gegenwärtig 
groBen Wert darauf , angeblich unUberbrUckba r e 
Gegensätze zwischen s og . ' Sihanoukisten ' ( Der 
3piegel) und ' Kommuni s ten ' innerhalb der FUNK 
zu konstruieren. Sie spekuliert dabei sowohl 
auf Sihanouk s Differenzen mit der Sowjetuni on 
als auch auf seine von starkem Antikommunismus 
befangene Vergangenheit . Nichts ander es ver­
suchen die ultralinken Kräf te , wenn s ie den 

Prinzen Sihanouk als ' großen Revolutionär ' 

p r äsentieren, um ihn s o vor den Karren ihrer 
anti sowjetischen Politi k zu s pannen. 

Fe s t zuhalten ist : S . N. Sihanouk bat nicht 
immer eine fortschrittliche Haltung eingenom­
men . Auf seine Anordnung hin saßen vor 1970 
eine Reihe der heutigen Repräs~ntanten der 
GRUNK und FUhrer der FUNK 1m Gefängnis. Andere 
fortschrittliche Kräfte wurden in die Illega­
lität oder ins Exil gezwungen . E~ billigte 
damals die blutige Niederschlagung von Bauarn­
unruhen ebenso wie die Ver folgung von Kommu­
nisten und Sozialisten . Prinz Sihanouk salbs t 
holte 1966 die Reaktionäre Lon Nol und Sirik 
Matak a l s Minister in seine Regierung. Nach 
Lon Nol s illegaler Machtergreifung mit Hilfe 
des CIA (1 970) allerdings wurde Sihanouk als 
Staatsoberhaupt der 'Königlichen Regierung der 
Nationalen Einheit ' (GRUNK) und al s Präsident 
der Nationalen Einheitsfr ont (FUNK) zu einer 
wichtigen, einigenden Kraft bei der Herstel ­
lung eines breiten BUndnisses aller patrioti­
schen Kräfte Kambodschas. Sihanouk bekannte 
sich zur gleichberechtigten Zusammenarbeit 
auch mit Kommuni~ten und Sozial isten. Dar an 
hält er - wenn auch nicht ohne Schwankungen 
nach wie vor fest. Den Ans pruch aber, ein re­
volutionärer Ma rxist zu sein , erhebt Sihanouk 
selbst keineswegs: 

~Ein neuer Sihanouk? Ja , vielleicht, insofern 
als ich meine IrrtUmer a bmessen konnte , als 
i ch mich der Selbstkritik unterwerfe und Kri­
tik anhBre, als ich jetzt weiß , daß ich nicht 
wieder in gewis se Fehler verfallen werde, als 
ich mich bemUhe. ein echter Demokrat zu wer­
den • .• " 15) 

Zweifellos i s t Sihanouks Grundhaltung ge­
genUber den US-Aggressor en eine antiimperia­
listische und patriotische . Gerade deshalb ist 
es VÖllig unangebracht , Sihanouks Person heute 

als Instrument zur Spaltung der patriotischen 



Kräfte Kambodschas sowie der internationalen 
Solidaritätsbewegung mißbrauchen zu wollen. 
Andererseits muß aber auch eine Oberstrapa­
zierung seiner persönlichen Rolle als falsch 
zurUckgewiesen werden , da so der Eindruck ent­
steht bzw . sich verfestigt , die kambodschani­
sche Befreiungsbewegung sei mit Sihanouk iden­
tisch und ohne ihn fUhrungslos . 

Sihanouk nimmt heute die repräsentativen 
Funktionen als Staatsoberhaupt und als PräSi­
dent der FUNK wahr . Er tut dies - im Gegensatz 
zu den Ministern der GRUNK und den Leitungen 
der FUNK , die in Kambodscha arbeiten - nach 
wie vor von seinem Pekinger Exil aus . Gegen­
wärtig allerdings Spekulationen anzustellen, 
ob Sihanouk seine offizielle AnkUndigung auch 
tatsächlich kUnftig wahrmachen wird , er wolle 
nach dem endgUltigen Sieg auf alle politischen 
Funktionen verzichten, ist mehr als mUßig . 
DarUber kann und wird zu gegebener Zeit allei­
ne das kambodschanische Volk unter FUhrung der 
FUNK entscheiden . 

Wen unterstützt die Sowietunion? 

Maoisten und Trotzkisten werden nicht mUde , 
der Sowjetunion zu unterstellen, sie unter­
stUtze das US- Marionetten- Regime Len Nol 
"nicht nur politisch, sondern auch materiell" , 
z . B. durch "Mil1tärhllfe" . 16) 

Tatsache aber ist , daß die UdSSR von Anfang 
an Sihanouk als legales Staatsoberhaupt Kam­
bodschas anerkannt sowie die FUNK allseitig 
unterstUtzt hat . So übersandte der sowjeti­
sche Botschafter in Hanoi , 1.5 . Tscherbakow , 
dem Prinzen Sihanouk Anfang 1971 eine Erklä­
rung, in der es u . a . hieß : 

"Die sowjetische Presse hat stets die große , 
positive Bedeutung der Friedens- und Neutrali ­
tätspolitik Kambodschas und se ines Kampfes 
gegen die imperialistische Aggression hervor­
gehoben , eines Kampfes, den Sie als Steats­
oberhaupt weiterführen . ( ••• ) In Moskau haben 
die Regierungsinstitutionen wie die Massen­
organisationen die Minister der GRUNC und die 
Führer der FUNC regelmäßig empfangen . ( • . • ) 
Ihr Vertreter in Moskau , Botschafter Chea San, 
s teht in ständiger Verbindung mit dem Außen­
minister der UdSSR , mit den Regierungsinsti­
tutionen und mit den Massenorganisationen un­
seres Landes ." 17) 

Das fUr Waffenbeschaffung verantwortliche 
PolitbUromitglied der FUNK hielt sich zu ent­
sprechenden Vereinbe.rungen 1971 in der Sowjet­
union auf. 

Tatsache ist auch , daß die sowjetische Re­
gierung 1971 ihren Botschafter aus Phnom Penh 
abberief . Im Botschaftsgebäude blieben aller­
dings - in Absprache mit der FUNK - eine Rei­
he sowjetischer TeChniker , Spezialisten , Nach­
richten- und Funkexperten zurUck , denen die 
Aufgabe zukam, die FUNK und die Volksbefrei· 
ungsstreitkräfte zu unterstützen . 

Es ist allgemein bekannt, daß von der US­
Botschaft in Phnom Penh aus die Einsätze der 
B 52 und anderer Bomber geleitet wurden. Von 
daher wird nur all zu ver ständlich, daß die An­
wesenheit sowjetischer Techniker und Experten 
den US- Imperialisten ein Dorn im Auge waren . 
Nach dem im August 1973 erzwungenen Bombar ­
dierungsstop zog die sowjetische Regierung 
auch das verbliebene Botschaftspersonal aus 
Phnom Penh ab und erklärte die Botschaft fUr 
geschlossen . Es liegt deshalb nahe , daß nicHt 
zuletzt die großen militärischen Erfolge der 
kambodschanlschen Befrelungskämpfer 1m Vor~ 

jahre eine weitere Präsenz der sowj etischen 
Spezialisten und Techniker nicht mehr länger 
erforderlich machten . 

In dem bereits erwähnten Schreiben des so­
wjetischen Botschafters in Hanoi an Sihanouk 
hieß es dazu : 

"Wie jedermann weiß , ist unsere Präsenz in 
Phnom Penh von äußerst begrenzter Art. ( ... ) 
Eine kleine Zahl sowjetischer FUhrungskräfte 
befindet sich derzeit in Phnom Penh, um die 
Lage an Ort und Stelle zu prUfen . Ihre Anwe ­
senheit beBitzt einen gewissen Einfluß 1m 
Sinne der Ermutigung der patriotisohen Kräfte 
im Kampf gegen die reaktionären Kräfte und 
die imperialistischen Interventionisten." 18) 

Der gewiß nicht pro sowjetische Spiegel ver­
merkte hierzu: 

"Moskau hielt - mit Wi ssen der Junta - Kon­
takte zum Vietkong und den Roten Khmer, l enk­
te von Phnom Penh aus die Logistik fUr den 
Nachschub Ober den Ho Tschi Minh Pfad und 
kontrollierte die politischen EinflUsse auf 
die Guerillas ." 19) 

Soldat en de r FAPLNK bek ämpfen US-Bomber 

Die Behauptung , die UdSSR unterstUtze :-.lo;~t 

die FUNK, sondern das Marionettenregime mili­
tärisch, mutet angesichts des gesagten una der 
Tatsache , daß sowjetische SAM- Raketen Len Nols 
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Söldner aus ihr en Stel lungen vor Pbnom Penh 
vertr eiben, geradezu grotesk an . 

Wen die Sowjetunion tatsächlich in Kambod­
scha unterstUtzt , faßte 1m Dezember 1973 der 
sowje t ische Delegationsleiter in Paris in 
folgende 'Worte : 

"Die GRUNK ist die legitime Regierung Kambod­
schas. Die UdSSR und weiter e sozialistische 
Länder beteiligen sich aktiv am Kampf für ih­
re Wiedereinset zung in ihre legitimen Rechte 
in d~r UNO . ( . .. ) Wir freuen uns Uber die 
enormen Erfolge der kambodschanischen Patrio­
ten. Aber wir sind uns darüber klar , daß der 
Kampf noch nicht beendet ist , und , obwohl die 
Weltmeinung die amerikanische Führung zur 
Beendigung der Bombardements auf Kambodscha 
gezwungen hat , daß die USA ihre Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten dieses Lande s 
fortsetzen und nach wie vor das volksfeindli­
che Regime von Phnom Penh militärisch und 
wirtschaftlich unterstützen , um auf diese 
Wei se Hindernisse auf dem 'Weg der völligen Be-

freiung des Landes zu errichten." 20) 

Pariser Konferenz: und die Soridarlti lsbewegung 
In der BRD 

Die kambodschanischen Repräsentanten brach­
ten auf der Internationalen Solidaritätskon­
fere nz in Paris unmißverständlich zum Aus ­
druck , daß sie das feste Bündnis mit den so­
zialistischen Staaten und den anti imperiali­
stischen Kräften in den kapitalis ti schen Län­
dern als eine der Grundvoraussetzungen für 
den Sieg des kambodschanischen Volkes ansehen . 
Alle , die sich von der Konferenz eine Spal­
tung der internationalen Solidaritätsbewegung 
mit den indochinesischen Völkern erhofft hat­
ten , erlebten eine herbe Enttäuschung . Denn 
dieses weltweite Forum - das von der VR China, 
wie schon im Sommer 1973 die Stockholme r So­
lidaritätskonferenz mit Kambodscha , boykot­
tiert wurde - beschloß einstimmig , d . h. also 
mit der Zustimmung der Vertreter der UdSSR , 
der DDR und anderer sozialistischer Staaten , 
der Repr äsentanten der indochinesischen Völ ­
ker sowie zahlreicher nationaler und interna­
tionaler Organisationen , folgende vier Forde ­
rungen : 

• Sofortige und völl ige Beendigung der Ag­
gr es s ionshandlungen der USA in Kambodscha ; 
• Sofortiger Rückzug aller militär ischen Be­
rater und Beendigung der militärischen Hil f e 
für die Lon Nol -Clique ; 
• De jure- Aner kennung der GRUNK al s einzig 
legitime Regierung Kambodschas und Abbruch der 
Beziehungen zum eIA-Regime Lon Nols durch alle 
Regierungen, soweit sie es nicht schon getan 
haben; 
• Respcktierung der nationalen Rechte des 
kambod schanischen Volkes entsprechend der 5-
Punkte- Erklärung Norodom Sihenouks vom 23. März 
1970 und dem politischen Programm der FUNK. 

Den antiimperialistischen Kräften in der 
BRD stellt Sich die Aufgabe , auf der Grundlage 

dieser Forderungen eine vers tär kte Aufklärungs­
arbeit uoer den kanbodschanischen Befre iungs-

kampf zu leisten und mit Aktivitpten verschie­
denster Art die Bundesregierung zu zwingen , 
ihre UnterstUtzung für die US- Aggressionspoli­
tik sowie ihr e Hilfe fUr die US-Marionetten­
Regimes in Indochina einzustellen . 

Bonn muß die Beziehungen zu Lon Nol abbre ­
chen - die GRUNK als einzig legitime Regierung 
Kambodschas anerkennen . 

Anmerkungen : 
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3) 
4) 
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6) Neue Zeit, Nr.5/1974 , S . 8 

7) SUddeutsche Zeitung (SZ), 9.1 . 1974 
8 ) Der Spiegel , 25 . 2 .1 974 
9) ebende 

10) Nachrichtenagentur AP , 8 . 5 . 1973 
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14 ) 
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SZ , 30.1 . 1974 
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Il.NZEIG E 

Forum E Ist eine aktuelle Zeitschrift für Theorie und 
Prallis transnationaler Politik! 

Die westeur opäische Integration ist bereits 
weit f ortgeschritten und hat eine eigene Dy­
namik entwickelt . Die Widersprüche und ~ehl­
entwicklungen dieser Integration werden im­
mer deutl icher: 
Kapitalkonzentratlon , Multinationale Kon­
zerne , verarmte Regionen , Industrielle Re­
servearmeen , Neokolonialismus in der drit­
ten Welt , Wirtschafts- und Währungskrisen , 
schleichende Entdemokratisierung usw . 
Die politische Arbeit progressiver Gruppen 
muß sich daher zunehmend auf transnationa­
ler Ebene organisieren . FORUM E versucht , 
hierfUr die 

notwendigen Informationen , Aktionsbe­
richte , Organisationsmodelle und Stra­
tegieansätze 

zu liefern . Um ein gutes eur opäisches In­
formations- und Kommunikationsnetz auf­
bauen zu können , brauchen wir Ihre Mithil ­
fe , z . 8 . durch ein Abonnement . 
(Jahresabonnement DM 7,20 / ca . 10 Aus­
gaben) 

Forum E. 53 Bonn 1. Markt 4 



Brasilien 

Luis Carlos Prestes , der Verfasser dieser Analyse , hat als Führer des brasilianischen Freiheits­
kampfes i n aller Welt Berühmtheit erlangt. Al s Berufsoffizier schloß er s i ch bereits in den 
zwanziger Jahren den bewaffneten Kämpfen der 'Tentisten ' - einer demokratischen Bewegung 1n der 
brasilianischen Armee - gegen die Diktatur A. Bernandes an. 1926/27 leitete er als Armeehaupt­
mann einen Volksautstand an, den legendären "Marsch der Kolonne Prestes" , 1934 trat Carlos 
Prestes der Brasilianischen Kommunistischen Partei (BKP) bei , und wurde 1935 in das Exekutlv­
komitee der Kommunistischen Internationale gewählt. Im gleiChen Jahr verurteilte ihn die brasi ­
lianische Verga- Diktatur aufgrund s einer maßgeblichen Rolle während eines erneuten Volksauf­
s tande s zu 40 Jahren Zuchthaus . 1943 wurde der eingekerkerte C.Prestes zum Ceneralsekretär des 
ZK der illegalen BKP gewählt . Infolge eines enormen Aufschwungs der Massenkämpfe wurde Prestes 
- vom Volk "Ritter der Hoffnung" genannt - 1945 aus der Haft entlassen , 1946 zum Senator ge­
wählt . Doch schon 1947 begann fUr Prestes und die BKP eine neue Periode der Illegalität. Dennoch 
ist die KP heute die einzige im Landesmaßstab organisie rte Partei Brasiliens, die nach wie vor 
von dem nunmehr 75 jährigen Carlos Prestes angefUhrt wird. 
Der in dieaem Heft wiedergegebene 1.Teil seiner Analyse skizziert zunächst die Interventionspo­
litik des US- Imperialismus in Brasilien in den letzten Jahrzehnten; sodann beschreibt Prestes 
die vßllige öffnung des Lande s fUr das Auslandskapita l nsch dem Militärputsch von 1964. Er 
zeigt auf , daß die Militärjunta als willfähriges Instrument der USA , als antinationales ,mit den 
imperialistischen Monopolen paktierendes Regime fungiert. Den 1. Teil se iner Analyse schließt 
Pres tes mit der Darstellung der völligen Entrechtung des arbeitenden Volke s sowie de r Charakte­
risierung des gegenwärtigen Herrschaftsystems in Br asi l ien. 

Luis Cerlas Prsstes 

Errichtung 
Bedrohung 

des Faschismus und 
des Kontinents (TEIL1J 

Wie die jUngsten Ereignisse in Uruguay , 
Chile und einigen anderen Ländern Lateinameri­
kas beweisen , versuchen der nordamerikani sche 
Imperialismus und die von ihm unterstUtzten 
konterrevolutionären Kräfte , zum Cegenangr iff 
Uberzugehen . Nicht gering. ist die Rolle, die 
bei der Verwirklichung der Pläne der Reaktion 
Brasilien zugewiesen wird . Die in unserem 
Lande herrschende faschistische Militärdikta­
tur ist eine potentielle Bedrohung de r demo­
kratischen , f ort schrittlichen und antiimperia­
listischen Kräfte , ein Bollwerk der ultr a ­
rechten Kreise, ein Herd der militärisch- poli­
ti schen Aggression auf dem Kontinent . 

Br • • lllen·Polilik der USA vor 1964 

Die Washingtoner Regierung begreift , wie 
wichtig es ist , daß das größte Land Latein­
amerikas mit einer beträchtlichen Bevölke~ 
mit riesigen Naturschätzen und Möglichkeiten 
fUr eine schnelle i ndustrielle Entwicklung il 
ihrem Einflußbereich verbleibt . Im Dezember 
1971 sagte Nixon vor Journalisten , daß die 
1oo- Millionen- Bevölkerung Brasiliens bis zum 
Jahre 2000 auf 160 Millionen anwachsen werde . 
Das rie s ige Land, das in seinen Ausmaßen ei ­
nem ganzen Kontinent gleicht , dUrfe sich kei· 
ne Fehle r leis ten , denn sonst mache sie ganz 
SUdamerika . 1) 



Br asilien ist ~fUr die Sicherheit der Ver­
einigten Staeten unentbehrlich" in1'olge sei­
Der geographischen Lage (es liegt im SUdatlan­
t ik , und eeine langgastr eckte KUste · ist dem 

afr i kanischen Kontinent relativ nahe) . Dieses 
Argument tuhrte seinerzeit der Botschaf ter 
de r USA in Brasilien, Wil liam Rountree , an , als 
er im Sanat der Vereinigten Staaten daf ür ein­
trat, daß der brasilianischen Diktatur "Hilfe" 
in Höhe von 2 Md . Dollar gewährt werde . 

In der Geschichte der Ver suche des imper ia­
lismus der USA, seine He r rschaft in unsere~ 

Lande zu errichten und zu er halten , gibt es 
eine Reihe von Epi soden , die unseren Lesern 
in Eri nnerung gebracht wer den sollten , denn 
s i e erklären in vielem des Wesen der Er eignis­
se , die heute i n einigen anderen Ländern vor 
sich gehen . Schon im Jahre 1930 machten sich 
Wall - Street- Bankiers zunutze , daß die Wel t ­
wi r tschaftskrise die t r aditionelle Vor her r ­
schaft des englischen Imperialismus in Brasi­
lien untergraben hatte, und erwiesen der Bewe­
gung , die zum Machtantritt des Diktator s Getu­
lio Vergas ' tuhrte, finanzielle UnterstUt­
zung . 2) 

Aber noch klarer t r at die "Besorgnis" der 
Wa shingtoner Regi erung Uber die politische La­
ge in Brasi l ien nach der Zerschlagung des Fs­
schis mus im Jahre 1945 zutage. Die militäri­
sche Ni ederlage Hit lerdeutschlands f and i n un­
s e r em Lande einen br eiten Widerhal l . Eine 
machtvol le Massanbewesun& setzte dem "neuen 
St aa t - Getul i o Vargas ' e in Ende , i ndem eie i hn 
ZWIitll: , die Ge töngn i at or e zu öffnen.... und Wshlen 

1 D zur IWn~t1 tuhi l"endtiß Vf:1"8etMIlung dUl'chzufUh-

ren. Die Brasilianische Kommunistische Partei 
erlangte die Legalität und wurde offiziell als 
die politische Partei der Arbeite r klasse aner­
kannt . Sie wurde schnell zu einer Massenpar­
tei und eroberte feste Positionen in den indu­
striellen Hauptzentren des Landes . Die Regie­
rung stellte diplomatische Beziehungen mit der 

UdSSR her . Um diese mächtige demokratische, 
antiimper ialistische Bewegung des Volkes auf­
zuhalten , wurde eine Reihe von Militärputschen 
verUbt , häutig unter direkte r Beteiligung di­
plometischer Vertreter der Washingtoner Regie­
rung sowie Agenten des FBI , der CIA und ande­
rer Institutionen der USA . 3) 

CIA·Hllfe beim MllltJrpulach 

1m April 1964 kam es unter den Bedingungen 
einer vertieften Strukturkrise und Stagnation 
der Produktion, der zunehmenden ArbeitslOSig­
keit in der Industrie und der Geldentwertung 
(um mehr a l e 80 Prozent im Jahr) zu einem Mi­
litärputsch, der zum Sturz Joao Goularts fUhr­
te . Ein nauee Regime herrschte im Lande. Der 
Putsch von 1964 wurde, ebenso wie die ihm 
vorangegangenen Putsche , mit offener Unter­
atUtz'.lDg durch die Monopol e und die Botschaft 
der Vereinigten Staaten (des Botschafters 
Lincoln Gordon und des Militärattaches Oberst 
Welter VernoD) vollzogen . 

Die Zeitung "Estado de S~o Paulo" schrieb, 
daß sich der Unterstaatssekretär der USA !Ur 
interamerikan1sche Angelegenheiten , Thomas 
Mann , folgendermaBen Uber die Ziele der Einmi ­
schung in die inneren Angelegenheiten Brasi­
liens geäußert hat: "Als ieh im Januar 196L. 
dis Amtsgeschäfte Ubernahm , waren wir Uber­
zeugt , daß der Kommunismus eine beschleunigte 
Erosion der Regierung des Präsidenten Goulart 
bewirkt . In unserer Politik waren wir be­
strebt, den Regierungen einiger Staaten Bra­
siliens Hilfe zu erweisen . Wir stellten keine 
Mittel bereit, um die Zahlungsbilanz oder das 
Budget zu stUtzen , und ergriffen keinerlei 
Maßnahmen , die der zentralen Regierung Brasi­
liens unmittelbar helfen konnten • • . Jetzt, 

nach der Absetzung des Herrn Goulart, wären 
·wir , falls die brasilianische Regierung ein 
uns wünschenswertes Entwicklungsprogramm durch­
fUhren wUrde . • . gewillt , die Frage der Bereit­
stellung wei teus größerer Fonds zu prüfen." 

Hier heben wir das Eingeständnis der Tat­
sache des ökonomischen Drucks auf die Bundes­
regierung und der ungenierten Hilfe f Ur "He­
gi erungen einiger Staaten" , d . h . fUr Carlos 
Lacerde (Staat Guanabara) und Ademar de Bar ros 
(Staat Seo Peulo) , die aktiv an der Vorberei­
tung des Putschee beteiligt waren . Ein anderes 
entlarvendes Dokument ist der erst jetzt ver-



öffentlichte Brief des kUrzlich verstorbenen 

FBI- Direktors Edgar Hoover . Er ist fünfzehn 
Tage nach dem Putsch an einen gewissen Brady , 
einen Leiter der CIA in Brasilien , gerichtet 
worden . Der Briefschreiber spricht seinen 
"persönlichen Dank jedem der Agenten in Brasi ­
lien fUr die Dienste aus , die sie bei der 
DurchfUhrung der Operation - des Staatsstrei­
ches - erwiesen haben". 

Ausverkauf Brasiliens 

Seit April 1964 stehen in Brasi lien direkt 
oder indirekt mit dem USA- Imperialismus li­
ierte Latifundisten und Großkapitalisten an 

der Macht , geführt von den reaktionären Krei­
sen des Monopolkapitals und geleitet von einer 
Gruppe extrem rechter Generale und Admirale, 
die mit dem Pentagon eng verbunden sind . Das 
sind die Anhänger der sogenannten Politik der 
nationalen Sicherheit. GestUtzt auf die ngeo_ 
poli tische Wi ssenschaft", treten sie fUr die 
absolute Hegemonie der USA als notwendige Be­
dingung fUr die Verteidigung Brasiliens gegen 
eine "Aggression des internationalen Kommunis­

mus " ein . 

Die Diktatur ging an die sofortige Verwirk­
lichung der neokolonialistischen Richtlinien 
der Washingtoner Regierung , deren Hauptziel 
arin bestand , Brasiliens Verbleiben im kapi­
alistischen System zu sichern und alle Mög­
~ichkeiten eines Erfolgs und der fortschritt­
lichen Kräfte im Lande gewaltsam zu unterbin­
den . Der Schlag wurde in erster Linie gegen 
die Arbeiter- und Bauernbewegung gerichtet . 
Der Antikommunismus diente als die ideologi­
sche Hauptwaffe . Unter dem Vorwand des Kampfe s 
gegen die Inflation wurden Maßnahmen ergrif­
fen , die vom Internationalen Währungs fonds 
diktiert und darauf gerichtet waren, die Real­
löhne der Werktätigen wie auch die Kredite für 
die nationale Bourgeoisie rigoros zu kUrzen ; 
diese wurde gezwungen , sich den ausländischen , 
vor allem nordamerikanischen , Finanzgruppen 
unterzuordnen, auf ihre Angebote fUr Fusion 
oder Kauf br asilianischer Unternehmen einzu­

gehen . 

Neben den Maßnahmen ökonomischen Charakters 
war die Regierung bestr ebt , die Hauptforde­
rungen des nordamerikanischen Imperialismus 
nach Schaffung einer fes ten, "gesetzlichen" 
Basis seine r Herrschaft in Brasilien zu be ­
friedigen. Zu den ernsten Zugeständnissen an 
die imperialistischen Monopole gehörte die Auf­
hebung des in den letzten Monaten der Regie­
rung Go~lart angeno~enen Gesetzes , das das 
Abfließen der Profite einschränkte . 1965 wurde 
eine Vereinbarung Ube r Garantien fUr Ka,pi tal­
investitionen unterzeichnet . Die nordamerika-

nischen Investitoren in Brasilien brauchten 
keine Expropriation mehr zu fUrchten . Die Dik­
tatur , die Sich des verräterischen Charakters 
dieser Maßnahmen bewußt war, tlihrte folgende 
Argumente an : FOr die Entwicklung seien höchst 

komplizierte Technik und intensive Kapitalin­
vestitionen erforderlich , doch ohne große 
Märkte und beträchtliche Valutareserven sei es 
schwierig, einen privaten Investitor zu inter­
essieren, wenn besondere Anreize von der Art 
des genannten Systems von Sicherungsmaßnahmen 
fehlen . 4) In solchen Erklärungen widerspiegelt 
sich die pro imperialistische Orientie~~g des 
Regimes , das zum Schaden der nationalen Inter­
essen , der nationalen Industrie handelt . Die 
Diktatur ist bemUht, sie ganz und gar den 
großen internationalen Finanzgruppierungen un­
terzurordnen . 

Soziale und poliUsche Entrechtung 

Gleichzeitig wurden die Uberaus wichti gen 
demokr atischen Errungenschaften, die in der 
Verfassung von 1946 verankert worden waren, 
aufgehoben : das Recht auf Versamm1ung, Vereini­
gung und freie Meinungsäußerung . Die mit dem 
Imperialismus nicht liierte Bourgeoisie wurde 
im Staatsapparat in den Hintergrund gedrängt 
und der Möglichkeit beraubt, die von den Be ­
hörden gefaßten BeschlUsse zu beeinflussen. In 

einer Atmosphäre des Polizei terrors leidet die 
Arbeiterklasse nicht nur unter der KUrzUDg 
der Löhne (Ende 1967 waren die Reallöhne um 
40 Prozent niedriger als vor dem Militärputsch), 
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sondern ist auch vieler sozialer Errungen­
scha~ten beraubt worden . Die Reglementierung 
der Konflikte zwischen Arbeit und Kapital hat 
praktisch zur Aufhebung des Streikrechts ge­
fUhrt. Die Gewerkschaftsbewegung ist in völli­
ge Abhängigkeit vom Arbe itaminist erium gera­
ten. Die Gesetzgebung über die Sozialversiche­
rung wurde abgeändert, und die Arbeiter wur­
den von der Teilnahme an ihren Or ganen ausge­
schl ossen . 

Die Diktatur beeilte sich, einer weiteren 
alten Forderung der nordamerikanischen Monopo­
le nachzukommen: Diese erklärten nämlich, daß 
s ie ihre Kapitalinvestitionen nicht erhöhen 
können, bevor die Gesetzgebung, die dem Pro­
let ariat das Recht auf ständige Arbeit sichert, 
abgeändert wird. Praktisch war sie bereits 
durch das Ges etz über den Fonds garantierter 
UnterstUtzungen je nach Arbeitsjahren aufgeho­
ben worden ; dieses Ge set z gestattete dem Un­
ternehmer, jeden Arbe ite r , unabhängig von der 
Daue r der Betriebszugehörigkeit, nach eigenem 
Ermes s en zu entlassen. Die unsichere Beschäf­
tigung ver schlechtert ernstlich die Lage des 
Proletariats, desorganisiert die Arbeiterklas ­
se , die ganze Gewerkschafts bewegung. 

Die Diktatur jagte aus den Str eitkräften 
mehr als 5000 Offiz iere und Unteroffiziere, 
entzog etwa 2000 der bekanntesten f ortschr itt­
l ichen Persönlichkeiten und Gewerkschaftsfunk­
tionäre auf zehn Jahre die politischen Rechte. 
Im Oktober 1965 suspendierte s ie durch den so­
genannten Institutionellen Akt Nr. 2 den Na­
tionalkongreß und löste die politischen Par­
tei en auf. Gleichzeitig wurden zwe i Gruppie­
rungen organisiert: die Nationale Neue Allianz 
(Alian~a Renovador a Nac ional - ARENA ) - aus 
Politikern, die die Diktatur unte r s t Utzen, 
und die Demokratische Bewegung Brasiliens (Mo­
vimento Democr atico Brasileiro - MOB) - eine 
Art zugel assener Opposition . Jedoch darf man 
die beiden Organisationen nicht als politische 
Parteien i n vollem Sinne des Wortes betrach­
ten. Sie s ind schwach , weil sie die Rolle von 
Nachbetern der Diktatur s pielen. Bemerkt sei , 
daß die jetzige Gesetzgebung die GrUndung neu­
er Parteien praktisch ve~bietet: 50 vi el e Vor­
behalte gibt es in bezug auf Organisation und 

Anerkennung politischer Vereinigungen . 

Charakter der Militärdiktatur 

Der Prozeß der Faschiaierung des Landes 
wurde du rch die Annahme des sogenannten Insti­
tutionellen Aktes Nr . 5 (Dezember 1968) be­
sChleunigt.5) Und Mitte 1972 , als eine neue 
Welle von Repressalien durch das Land ging, 
trat der faschistische Charakter des Regime ~ 

endgültig zutage. 
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Der jetzige Diktator Emil0 Garrastazu Me­
dici versucht, die terrori s tische Diktatur der 
reaktionären Krei se de s Monopolkapitals nahe­
zu als Verteidigerin der "Lebensinteressen der 
Menschen" , "die sich ganz und gar der Sorge 
um die allgemeinen Interessen , d .h . die Inter­
essen aller BOrger und jedes einzelnen , ge­
weiht hatn6), darzustellen . Das ist nichts an­
deres, unterstreichen die bras ilianischen 
Kommunisten, als eine Theoretisierung des kor­
porativen Staates. 7} 

Mit der Errichtung des faschistischen Re­
gimes tritt mit besonderer Kraft der charak­
teristischste Zug der Diktatur - der Antikom­
munismus - zutage. Die Repressalien gegen die 
Arbeiterbewegung und deren politische Avant­
garde - die Kommunistische Partei - verstär­
ken Sich. 8 ) Nach Erklärungen der reaktionUr­
sten Reg!erungskrei se ist die Brasilianische 
Kommunis.tische Partei die größte Cefahr tur 
das Regime . Das sei die "von außen" drohende 
Gefahr der Errichtung der "Herrschaft der 
kommuni stischen Weltbewegung" ode r gar •.• der 
Sowjetunion in Brasilien. 

Anmerkungen: 
1) hEstado de Sao Paulo", 9. Dezember 1971. 

2) AusfUhrlicher siehe L. C.Prestes . Eine Wahl , 
vor 50 Jahren getroffen , in: Probleme de s 
Friedens und de s Sozialis mus (PFS), Prag , 
Heft 1/1973. 

3) Im Oktober 1945 wurde Getulio Vargas , der 
Washington ni cht mehr paßte, gestUrzt . 
Initiator des Umsturzes war der Botschaf­
ter der USA in Rio de Janeiro, Adolf Berle. 
Im Jahre 1951 kehrte Vargas durch Wahlen 
an die Macht zurUck, beging abe r 1954 , von 
Monopolen erpreBt und unter Druck ge s etzt, 
Selbstmord. Aber auch dies es Mal gelang es 
den Generalen nicht, der Volk s bewegung den 
Weg zu versperren. Im nächsten Jahr wurde 
Juscelino Kubit schek zum Präsidenten der 
Republik gewählt (seine Kandidatur unter­
stUtzten auch die Kommunisten) . Der Ver­
such mit Yankee- Monopolen liierter Put­
schisten, Kubitschek an der Ubernahme der 
Amtsgeschäfte des Präsidenten zu hindern, 
scheiterte . Im August 1961 wurde ein weite­
rer Militärputsch versucht (der Form nach 
war das der Verzicht Janio CuadroB auf den 
Präsidentenposten) . Mit breiter UnterstUt­
zung des Volkes Ubernahm der Vizepräsident 
Joao Goulart das Amt des Präsidenten und 
blieb bis 1964 an der Macht . 

4) Vgl . Bericht des Außenmini s teriums. "Revi­
sta de Politica Internacional". Brasilien, 
Hefte 33 und 34/1966. 

5) Vgl . L. C. Prestes . Der revolutionäre Kampf 
der brasilianischen Kommuni s ten, PFS , Heft 
2/1972 . 

6) "Voz Operaria", Brasilien , September 1972. 
7) Ebenda . 
B) Ebenda . 

(Ouelle : Probleme des Friedens und des Sozia­
lis lllU'S, Nr . 11 , Prag , 1973 , 5 . 1493-
1496) 

..~ ......................... . 



Chile 
Eduardo Labarca, der Verfaseer dieses Artikels, 1st e1n bekannter chilenischer Journalist und 
Autor mehrerer BUcher wie z.B . "Chile in Rot" , "D1e Invasion Chiles" und sein neuestes Werk 
"27 Stunden mit Corvalan". 
Nach dem Putsch am 11. September 1973 mußte E. Labarca in der Botschaft Kolumbiens Asyl Buchen. 
Ende Januar 1974 g1ng er nach Paris ins Exil. Der vorliegende Artikel 1st seine erste Veröf­
fentlichung nach der Ausreise aus Chile. 
E. Labarca konzentriert sich hier auf die Einschätzung der konkreten Lage 1m heutigen Chile , 
auf die Strategie des Putsch!stenregimes, die Entwicklung des Volkswiderstandes , die Bkono­
misch- politische Krlsensituetlon und auf unterschiedliche Positionen in der Armee . 

Eduarda Labarca 

Das Volk gegen die .Junta 

Die Junta hält sich nun schon seit mehr als 
fUnf Monaten an der Macht . Jetzt kann man ei­
nige Besonderheiten des Putsches vom 11 . Sep­
tember vermerken, die früher nicht ganz klar 
weren, sowie die Grundrichtungen der volkS­
feindlichen Politik der Junta und die Reaktion 
der Chilenen auf das faschistische Regieren 
der Gorillas. ( ••• ) 

In den Morgenstunden des 11. September wur­
de offensichtlich, daß gegen die Regierung al­
le drei Waffengattungen der chilenischen 
Streitkräfte - Heer, Flotte und Luftwaffe -
sowie das Carabinieri -Korps auftraten . In die­
ser Situation hatten die Arbeiterklesse und 
ihre VerbUndeten keine Erfolgschancen , wenn 
sie sich zu offenen Aktionen gegen die mäch­
tige Militärmaschine entschlossen hätten. Dies 

berUcksichtigend , wiesen die Führer der Uni­
dad Popular die linken Kräfte an , sich unter 
Kämpfen zurUckzuziehen, in die Illegalität zu 
gehen . Dazu rief auch Präsident Allende aus 
La Monede im Rund.!'unk euf. 

So konnte ein BUrgerkrieg vermieden werden, 
wie er von den Faschisten geplant worden wsr . 

Einige Stunden nach der Ermordung Salvador 
Allendes verhängte die J unta den Ausnahmezu­
s tand, als habe die chilenische Armee ein 
fremdes, feindliches Land okkupiert. Diese la­

ge, die noch heute andauert (vor kurzem er ­
klärte General Pinochet , sie werde "in abseh­
barer Zukunft" nicht auth6ren), geht mit Mas­
senmorden. Folterungen, Razzien und Durchsu_ 
chungen . der Reprivstisierung von Betrieben, 
Massenentlassungen - mit Gewalt und Willkür 
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einher, wie sie in Chile bisher unbekannt wa­
ren. Ersc hießungen ohne ordentliches Gerichts­
verfahren oder "auf de r Flucht" sowie die Po­
lizeistunde sind Tatbestände dieses Zustands 
des "internen Krieges" geworden , mit dessen 
Hilfe die Faschi s ten den Fre iheitsgeist des 
Volke s brechen wollen . Nie zuvor in der Ge­
schichte der Republik waren der Arbeiterklasse 
und den anderen revolutionären Kräften des 
Landes so brutale Schläge versetzt worden. 
Zehntausende Revolutionäre sind gefallen, de r 
Generalsekretär der KP Chiles, Luis Corvalan, 
und andere Patrioten befinden Sich in Konzen­
trationslagern . Dennoch i st die Widerstandsbe­
wegung in unserem Lande heute eine Tatsache. 

KZ-Insel Dawson : politische Gefangene be im 
Bau von Holzbaracken . 

Umgrupp .. rung der Linken 

Obgleich die Putschisten den Bürgerkrieg 
durch einen"internen Krieg" zu ersetzen such­
ten , ist es ihnen mißl ungen , den "Gegner" phy­
Sisch zu vernichten. Dar auf ist es auch zu­
rUckzuftihren , daß in Chile , anders als in an:­
deren Ländern, die die Trsgödie des Faschismus 
durchmachten , s chon gleich nach dem Putsch zu­
nächst scheue , dann abe r immer merklichere 
Äußerungen des Widerstands deutlich wurden . 

Nach dem 11. September gingen die linken 
Parteien und Organisationen daran , ihre Kräf­
te umzugruppieren. Die Führung der Kommunisti­
schen und der Sozialistischen Par tei , der an­
deren Parteien und Or ganisationen der Uni dad 
Popular sowie der Linken Revolutionären Bewe­
gung (MIR), die der Koaliti on nicht angehört 
hat te, schufen sehr bald die Grundlage zur 

Koordinierung gemeinsamer Aktionen . Beträcht­
liche Schichten von Gläubigen und sogar Geist­
liche , viele Aktivisten und Führer der Christ­
lich- Demokratischen Partei bekannten schon in 

den ersten Wochen nach dem Putsch ihre negati­
ve Einstellung zur faschistischen Politik . Die 
Wirtschaft spolitik der Diktatur liefert aber 
die objektive Basis für eine breite antifa­
schistische Massenbewegung , deren Teilnehmer 
Einheit anstreben. 

Achillesferse der Generale 

Angesichts dieses unaufhaltsamen Einheits­
strebens wird immer unverkennbarer, daß die 
Junta keine StUtze an einem bewähr ten und aus­
gedehnten Apparat hat . Obwohl die Nationalpar­
tei (die Partei de r chilenischen Oligarchie) 
und die rechte FUhrung der Demochr isten unter 
Eduar do Fr ei aus Leibeskräften den Putsch ge­
fördert hatten und die Putschisten später voll­
auf unterstützten , hat die Junta auch diese 
Parteien verboten , weil sie sogar ihnen miß­
t r aut . Somit gibt es zur Zeit in Chile keine 
einzige Organisation, die man als ausgespro­

chene "Partei der Junta" bezeichnen könnte . 
Sobald die ans Ruder gelangten Generale ver­
suchten , durch Demagogie auch nur teilweise 
RUckhalt in der Bevölkerung zu finden, wurden 
sie bitter enttäuscht . Obgleich di& Generale 
Pinochet, Leigh, Mendoza und Bonilla sowie Ad­
miral Merino wiederholt Armenviertel und Dör­
fer auf~uchten, schlugen ihnen dort Leere und 
eisige Kälte entgegen. 

Bezeichnend in dieser Hinsicht ist das völ­
lige Versagen der Junta bei dem Versuch , im 
Nationalstadion von Santiago eine antikommuni­
stische Show aufzuziehen , als die Sowjetunion 
in bezug auf das WM-Fußballtreffen in inter­
nationalistischer Festigkeit verharrte. An dem 
Tag, an dem das Spie l stattfinden sollte, ver­
anstaltete die Junta ein Treffen zwischen der 
chilenischen Auswahl lUld dem brasilianischen 

Landesmeister Sant os . Vertreter der Junta ver­
teilten in Arbeitervierteln und Schulen Zehn­
tausende Eintrittskarten gratiS. Es wurden 
Bus- Sonderfahrten zum Stadion organisiert . Der 
Beginn der Polizeistunde wurde extra ver scho­
ben, damit die Zuschauer heimkehren konnten, 
auf dem Rasen des Stadions spiel te eine Mili­
tärkapelle: So wurde das Publikum empfangen, 
nach dessen Ankunft laut Szenarium ßämtliche 
Mitglieder der Junta auf der RegierungstribUne 
erscheinen sollten. 

Aber selbst im Fernsehen sah man, daß die 
TribUnen zu drei Vierteln leer waren. Im letz­
ten Augenblick blieben die Junta-Mitglieder 
dem Stadion fern und ließen sich durch einen 
obskuren Obersten "vertreten". 
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Führer der unidad Popul ar be im Appell auf 
Dawson 

Die zunehmende Isolierung der Generale, die 
die Macht an sich gerissen hatten, hängt so­
wohl mit ihrer Wirtschafts- als auch mit ihrer 
Sozialpolitik zusammen, die den Interessen der 
allermeisten Chilenen zuwiderläuft. Diese Po­
litik 1st von der Habgier der imperialistischen 
Monopole, der chilenischen Industrie- und 
Agrargewaltlgen diktiert und verrät nicht den 
geringsten Wunsch , Reformen durchzufUhren. 
Durch die Gewalt und Willkür , die gleich nach 
dem Putsch einsetzten, suchten die Generale, 
der Entwicklung des Landes auf dem Wege des 
Fortschritts und der wirtschaftlichen Umge­
staltungen , auf den Chile drei Jahre hindurch 
von der verfassungsmäßigen Regierung Unidad 
Popular gefUhrt worden war , Ei nhalt zu gebie­
ten . 

In den l etzten fünf Monaten ist der Lebens­
standard der Massen schrof f gesunken. Et wa 
500 000 Werktätige - das Land hat 10 Millionen 
Einwohner - sind a r beitslos geworden. Die Jun­

ta schiebt nicht einmal der Teuerung fUr Le­
bensmittel und Massenbedarfsarti kel einen Ri e­
gel vor , und die Preise fUr diese GUt er sind 
um 300 , 500 , ja um 800 und noch mehr Pr ozent 
gestiegen. Der "Ausgl eich" in Form einer Lohn­

zulage ist einfach lachhaft . In den Arbeiter­
vierteln ist wieder Schmalhans Ktichenmeister, 
was die Chilenen, die es während der Regierung 
der Unided Popular vergaßen, wieder an die 
Zeit vor 1970 erinnert. Die Wirtschaftspolitik 
der Junta hat ferner die kleinen und mittle ­
r en Unternehmer und Kaufleute get rOffen , von 
denen ein erheblicher Teil vordem gegen die 
Unidad Popular war: Jet zt können sie viele Wa­
ren und Lebensmittel nicht mehr absetzen , da 
die Bevölkerung sich diese nicht leisten kann. 

Die zur Zeit Allendes unter Volkskontrolle 
gestellten Großbetr iebe der einheimischen Mo­
nopole sind den früheren Besitzern zurücker­
stattet worden . Auch die Bankhäuser sollen re­
privatisiert werden . Schließlich verhandelt 
die Junta entgegen den HOffnungen der Chilenen 
mit den von der Volksregierung verstaatlichten 
Kupfergesellschaften der USA tiber Entschädi­
gungen . Die Gorillas beabsichtigen, diesen Mo­
nopolen in verkappter Form wieder Chancen zu 
bieten , unser Kupfer auszubeuten ; dabei be­
haupten sie , die Chilenen seien dem nicht ge­
wachsen, obgleich die Erfahrungen aus der Zeit 
der Volksregierung das Gegenteil besagen . 

Wiederaufnahme des Kampf .. 

Die unvergänglichen Kampf traditionen der 
Arbeiterklasse und das während der Regierungs ­
zeit Präsident Salvador Allendes gewonnene ho­
he Bewußtseinsniveau äußerten s ich darin , daß 
schon anderthalb Monate nach dem blutigen 
Putsch in Santiago der erste Streik ausbr ach , 

und zwar beim U- Bahnbau. I n ihrer Rage ließ 
die Junta die StreikfUhrer e r schießen . Danach 
setzten aber Streiks in der Textilfabrik Sumsr , 
in der Kupfermine EI Teniente , in den Studios 
von Chile Films , auf einem Handelsschiff und 
anderenorts ein . Zunächst waren di e Protest e 
vorsichtig und zaghaft , heute werden sie aber 
tibersll immer vernehmlicher . 

Die heftige Wirtschaftskrise , die Ver­
schlechterung der mäteriel len Lage brei t er Be­
völkerungsschichten, die Neuvertei lung der GU­
ter zum Nachteil der Vol ksmassen , a l l das mehrt 
die Unzufriedenheit . Jeden Morgen erscheinen 
Rn den Häusermauern der Städte Losungen, die 
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Ze i chen de s Wi ders tandes : Uber Nacht brachten 
Patrioten i n Santlago ein Altamlrano- Plakat an 
ei ne~ Laternenpfahl an (Februar 1974) . 
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zum Kampf gegen die Junta und ihre Repressa­
lienpolitik auffordern; s ie werden von revolu­
tionären Aktivisten unter Lebensgefahr hinge­
malt. Antifaschi ati sche Losungen sieht man an 
den Sitzlehnen i n Bussen , Cafes und Kinos so­
wie in anderen 6ffentlichen Lokalen : So kommt 
die Unzufriedenheit des Volkes mit der Lage 
im Lande und die Bereitschaft zum Durchbruch, 
!Ur die Freiheit zu kämpfen. 

Während des Ausgehverbots hBren Zehntau­
sende Ch~lenen dahe~m die Sendungen des Mos­
kauer RundfUnks !Ur Chile, die ebenso deutlich 
wie die Lokalprogramme durchkommen . Auf die­
sem Wege wie auch von anderen Sendern erfah­
ren die Chilenen von der mschtvollen unbeirr­
baren Solidarität mit uns in all er Welt. Mei­
ne Landsleute gewinnen den Glauben an die Zu­
kunft, an den S~eg zurUck, schöpfen neue 
Kräfte und Entschlossenheit !Ur die künftigen 
Kämpfe. 

0 .. Sttmmungen In der Armee 

Es ist kein Geheimnis, daß viel e Militärs 

s i ch 1m Grunde zutiefst schämen wegen der Rol­
le, die die Streitkräfte heute in ~hrer Hei­
mat spielen. Kein WUnder auch , denn die Chi­
lenen, Militär und Zivil , waren schon immer 
auf ihre Armee stolz, und dieser Stolz wurzelt 
in der Zeit, als Chile fUr die Befreiung von 
der spanischen Krone kämpfte. Zur Zeit sind 
die Kasernen zu Folterkammern geworden, man 
zwingt die Rekruten, Patrioten zu erschießen , 
das mittelalterliche Brandschatzrecht ist zur 
offiziellen Politik erhoben worden. Das wirkt 
s i ch selbstverständlich auf die Moral der 
Truppe aus , zu der frUher nicht nur der Volks­
regierung gegenUber neutral Gesinnte , sondern 
auch Anhänger gehörten. Bezeichnend ist , daß 
viele Soldaten und JUngere Offizie re sowie 
Carabinieri, die in Arbeitervierteln wohnen, 
es vorziehen , in den Kasernen zu Ubernachten, 
bloß um nicht daheim dem Haß und der Verach­
tung von Verwandten und Nachbarn ausgesetzt 
zu se in. 

Während des Putsches wie auch kurz vorher 
war die Armee weitgehend gesäubert worden. 
Viele Soldaten und Offiziere wurden erschos­
sen , da sie s ich weigerten , gegen die VolkS­
regierung vorzugehen. Viele Militärs bassen 
aber such heute die Junta , und davon konnte 
ich mich persönlich Uberzeugen. Das ist fUr 
die Gorillas gefährlich , denn ohne eine eige­
ne Partei und ohne breiten öffentlichen RUck­
halt stUtzen sich die Generale nur einzig und 
sllein auf die Armee , wobei sie das Land mili­
tarisieren. ( .• . ) 

16 

Angesichts dieser !atsache beabsichtigen 
die Gorillas demnächst , ihre Positionen durch 
neue Repr essalien zu festigen. Zu diesem Plan 

gehört auch die Inszenierung eines IIProzesses ll , 

der Lui s Corvalan und weiteren 200 politischen 
Häftlingen gemacht werden soll . 

Unter d~e sen Umständen kann di e i nternatio­
nale Solidarität mit dem chilenischen Volk ei­
ne wichtige Rolle spielen, zu einem ernsten 

Hindernis bei der Aus!Uhrung dieser Pläne zur 
physischen Vern~chtung von Patrioten werden. 
Was die vereinigte Linke Chiles, seine Arbei ­
terklasse , die anderen revol utionären und de­
mokratischen Kräfte betrifft , BO sind s ie be ­
r eit , ihre histori sche Mission zu erfUllen : 
den Kampf um die weitgehende Mobilisierung der 
Massen zur Vernichtung des Faschismus fortzu­
setzen , damit unser Land aufs neue den Weg 
der Befreiung beschreitet . 

(Quelle : Neue Zeit , Nr. 8 , Moskau 1974 , S. 14-
16) 

Internationaler 

Chile Aktien.kelender 

27 . Mal - Tag der nationalen Frei-
willigenarbei t 

11 . Juli - Tag der nationalen WUrde, 
Verstaatlichung der Kupfer-
minen 

12 . Juli - 70. Geburtstag Pablo Neru-
du 

4 . September - Jahrestag des Sieges des 
chilenischen Volkes, 'Wahl -
Bieg der Unidad Popular 

11 . September - 1 . Jahrestag des PUtsches , 
Tag der Solidarität mit 
Chile 

18. September - Nationalfeiertag in Chile 
4 . November - AmtseinfUhrung Allendes 
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Republik Südafrika 

er . Youssuf Mohammed Dadoo , der Vorsitzende der SUdafr ikanischen Kommunisti schen Partei , gab 
der AI B-Redaktlon während seines Aufenthaltes in der BRD Ende Januar 1974 ein Interview, dessen 
1 . Teil wir in der Nr. 2/1974 veröffentlichten . 
Im folgenden 2. Teil des Interviews informiert D. Y. M. Dadoo Uber die Kampfzlele und - fo rmen 
der sUdafrlkanlsc~en Bef reiungsbewegung, Uber die Rolle der illegalen Kommunistischen Partei 
und Uber die ~~tlon der Bantustan- Häuptlinge im System der Apartheid . 
Abschließend gibt Genosse Ds~oo Hinweise und Anregungen zur Entwicklung der Solidarltätsbewe­
gung in der BRD. 

AlB-Interview 
mit Dr.V. M. Dadoo (TEILe) 
ira~e: Bekanntlich ging das Rasslstenregime 
n en sechziger Jahren mi t äußerster Bruta­

lität gegen die Organisationen der sUdafrika­
nis chen Befreiungsbewegung vor . Wie entwickel­
te s ich der Kampf der Befreiungsbewegung ge­
gen das Apartheidregime seit dieser Zeit? 

Antwort : In den sechziger Jahren erlitt en 
die Befreiungsbewegungen einen ungeheuren 
Rückschlag . Die Regierung des Landes , die 
weiße faschi stische Regierung Vorsters, starte­
te eine Welle de s Terrors , der Gewalt, der 
Eins chüchterung und Folter gegen die Organi­
sationen und FUhrer der schwarzen Bevijlkerung , 
die für ihre Menschenrechte und ihre Be f rei­
ung kämpfte. Hunderte und Taus ende von Men­
schen wurden verhaftet und eingekerkert; alle 
bedeutenden FUhrer der nationalen Befreiungs­
bewegung und der Kommunistischen Partei sind 
hinter Gittern; einige von ihnen sind zu le-

Di, ronisti5dle H.rudloft in Sildofriko fordert nit Jahren unttlhlige 
Opfer. Unter Bild i,t 1961 in d.r Idei:!en Stodt Shorp .... m. aufg.nomm.n 

benslanger Haft ve rurtei l t , unter ihnen Nel son 
Mandela , WeIter Sisulu , Mbeki und ander e her­
vorragende FUhre r der kommunistischen Bewe­
gung, einschließlich des Genossen Br am Fisher, 
einem der außergewijhnlichsten wei ßen SUdafri­
kaner, ein bedeutender Rechtsanwalt , der alles 
auf gab, um illegal f Ur di e kommunis ti sche Be­
wegung zu arbeiten . 

~age : Welche Rolle spielt die SUdatrikanische 
ommunistische Partei , die 1950 in di e Ill e­

galität gezwungen wurde, im Befr e i ungskampf? 

Ant wor t : Zunächst einmal - die Kommunistische 
Par tei SUdafrikas wurde im Jahre 1921 gegrün­
det . 1950 wurde sie durch des "Gesetz zur Un­
terdrückung des Kommun1amus~ ver boten, das 
die reaktionärste nationalistische Partei der 
weißen BevBlkerung, die Nat ional Par tei , die 

worden, nodldern die Palizei in eine Anlammlung von Demonitront"" 
gMd!ouen hotte. 
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1948 zur Macht gel angte , verabschiedete . Es 
muß daran erinnert werden , daß die National 
Partei eine begeisterte Anhängerin , in eini­
gen Fällen aktiver Handlanger des Naziregimes 
i n Deutschl and war . Der gegenwärtige Premier­
minist er, Dr . Vorster , war während des 2 . 
Weltkr ieges wegen seiner prohitlerischen Akti­
vitäten inhaftiert . Er war ein großartiger 
SchUler Hitlers , des Rassismus , des Faschismus . 
So mußte die Kommunistische Partei, als sie 
1950 ve r boten wurde , in den Untergrund gehen 

und dort ihre Tätigkeit fortfUhren . Die Poli­
tik der SUdafrikanischen Kommunistischen Pa~ 
tei zielt auf die Befreiung der farbigen Be ­
völkerung , insbesonde r e des afrikanischen 
Volke s ab . Und fUr dieses Ziel hat die Südaf­
rikanische Kommunistische Partei den Kampf 
aufgenommen - wie es einer Partei in ihrer 
Eigenständigkeit im nat ionalen Befreiungs­
kampf zukommt - als Teil des "African National 
Congr ess". Die gesamte Befreiungsbewegung 
setzt sich aus der schwarzen Bevölkerung zu­
sammen , d . h . vor allem aus der afrikanischen 
Bevöl kerung, der farbigen Bevölkerung , außer­
dem aus Indern und weißen Revolutionären . Es 
ist unsere Aufgabe , alle diese Kräfte zum 
Sturz des weißen faschistischen Regimes und 
!Ur die Befreiung unseres Volkes zu vereinen . 
Zu diesem Zweck wurde die "Freedom Charter", 
eine Art Satzun~ erstellt , die im Jahre 1955 
von der npeople t S Assembly" der sUdafrikani ­

schen Bevölkerung angenommen wurde . Die Frei­
heitscharta ist verbindlich für die Kommuni ­
stische Partei, den "African National Con­
gress" sowie fUr alle anderen Organisationen , 
die Sich der Befreiungsbewegung angeschlossen 
haben , wie etwa der "SUdafrikanische Kongress 
der Gewerkschaften", der " Indian Congress" und 
de r "Coloured People's Congress" . Die Satzung 
bildet also di e Grundlage , auf der die Einheit 
aller Befreiungskräfte in Südafrika herzu­
stellen ist . 

Gemeinsam werden wir fUr ein neues SUdafri ­
ka kämpfen , wo Rassismus bestraft wird - je­
doch die volle Entfaltung der demokratischen 
Rechte in politischer , ökonomischer und kul­
tureller Hinsicht fUr alle Bewohner garantiert 
wer den wi rd . 

§[ agti : Das Apartheidregime beantwortet - wie 
e ereits sagten - jede politische und so­

zi ale Kampfmaßnahme der unterdrUckten Bevöl­
kerung mit brutaler Gewalt . 
Gibt es - zur Unterstützung des legalen und 
ill egalen Kampfes - bewaffnete Einheiten der 
Befreiungsbewegung? 

Antwort : Die Vereinigung aller revolutionären 
Kräfte im ~ampf gegen das Apartheid- Regime in 
unserem Land stellt also zur Zeit das Haupt-

ziel der sUdafrikanischen Befreiungsbewegung 
dar . 

Der "African National Congress" und beson­
ders wir Kommunisten müssen dazu beitragen , 
daß Organisationsstrukturen. z.8 . Kampfeinhei­
ten, im Lande gebildet werden , die den Wider­
stand in der Bevölkerung organisieren helfen. 

Ein wesentliches Problem besteht unseres 
Erachtens darin , daß - besonders seit den 
sechziger Jahren unter den in Südafrika herr­
schenden Bedingungen - alle legalen und ille­
galen Aktivitäten der Unterstützung durch 
Waffengewalt bedürfen. Deshalb hat die Befrei­
ungsbewegung junge Leute in Spezialeinheiten 
zusammengefaßt , die auf afrikanisch Umkhouto 
We Sizwe genannt werden , was übersetzt "Speer 
der Nation" heißt . Dem bewaffneten Teil der 
sUdafrikanischen Befreiungsbewegung gehören 
heute schon viele junge entschlossene Männer 
und Frauen an. Einige der Einheiten sind aus­
gebildet , dank der UnterstUtzung von Seiten 
afrikanischer Staaten und dank der aktiven 
materiellen Hilfe durch die sozialistischen 
Länder . 

Unsere Kampfeinheiten sind bereit, die Ge­
walt der Staatsmacht gegen unser Volk ent­
schlossen mit Gegengewalt zu beantworten . 

Geheime Versammlung des African Na tional 
Congres s (ANC) . 

~RÖg~ : In den bürgerlichen Massenmedien der 
ommen die wirklichen Vertrete r der un­

terdrückten südafrikanischen Bevölkerung 
nicht zu Wort . Stattdessen werden die Häupt­
linge der Bantustans , wie z.B . Mangope , immer 
wieder ausfUhrlieh zitiert. Wie schätzen Sie 
die Rolle dieser Häuptlinge eiu? 



Antwort: Die Repräsentanten der Bantustans 
werden natUrIich nicht nur in den Massenmedien 
der BRD, sondern ebenso in denen der Ubrigen 
kapitalistischen Länder hochgespielt . Die Sa­
che mit den Bantustans ist eine bewußte Irre ­
fUhrung durch die sUdafrikanische Regierung. 
Das alles wird gemacht , um den Bantustans ei­

nen Anstr ich von Selbstverwaltung zu geben . 
Doch insgesamt gesehen ist die Bantustan- Po­
l itik ein Teil der Apartheid- Politik zum Zwek­
ke der Aufrechterhaltung der weißen Vorherr­
schaft Uber die f arbige Bev6lkerung. 

Diese Häuptlinge werden weder vom Volk er­
nannt noch sind sie al s solche bei i hm aner­
kannt. Sie arbeiten im Auftrag der Regierung, 
werden von ihr zur Wahl vorgeschlagen und er­
halten selbs tverständlich auch ihr Gehalt von 
der weißen Regierung SUdafrikas . Es ist eine 
Tatsache , daß Mangope wie auch die Ubrigen 
Häuptlinge kein Vertrauen in die Stärke unse­
res Volkes haben. Deshalb meinen sie,da unter 
aen gegebenen Bedingungen sowieso nichts zu er­
reichen sei , sollten wir wenigstens in den 
Bantustans mItarbeiten. Aber gerade durch die­
s e Haltung machen sie s ich faktisch zu Kom­
plizen der weißen Herren in SUdafrika . Mögen 
ibre Absichten also aufrichtig sein oder auch 
nicht, so machen Sich sie letztlich - bewußt 
oder unbewußt - zu Handlangern der sUdafrika­
nischen Regierung . Wenn diese Häuptlinge ins 
Ausland reisen, sagen sie z.B ., wir wünschten 
ausländische Investitionen . Sie fordern dazu 
auf , Geld i n SUdafrika zu investieren. Aber 
wir wi ssen seit mehr als hundert Jahren , daß 
die Hunderte und Millionen investierte Rands, 
Pfunds und D-Mark dem schwarzen Volk in kei­
ner Weise geholren haben . Jeder in SUdafrika 
investierte Pfennig dient der Ausbeutung der 
schwarzen Bevölkerung. Diese Investitionen 
sind gegen uns gerichtet. Jeder investierte 
Pfennig ist ein Pfennig zur UnterdrUckung des 
schwarzen Volkes, und wird gegen seine Inter­
essen eingesetzt . Darum fordern wir all e f ort­
schrittlichen BUrger der BRD , alle Demokraten 
und alle Arbeiter auf , diesen Häuptlingen kei­

nen Glauben zu schenken. Sie sprechen nicht 
im Namen der schwarzen Bevölkerung SUdefrikas . 

titsg: Abschließend eine Frage zur Solidari -
s ewegung. Au! welche Wei se können die 

antiimperialistischen Kräfte in der BRD den 
Kampf der sUdafr i kani schen Befreiungsbewegung 
unterstUtzen? 

Antwort: Sie wollen wissen , wie s ie die Be­
freiungsbewegung in uns erem Land unterstUtzen 
können? Sie können eine Menge tun, ohne s ich 
gleich der freiwilligen Armee !Ur die Befrei-

\ 

ung SUdafrikas anschließen zu mUssen. Wir wis ­
sen , daß der Kamp! in SUdafrika durch das sUd­
afrikanische Volk selbst geführt werden muß , 
das durch seine Opfer , seinen Kampf , se ine 
Einsatzbereitschaft den Sturz des weiBen fa­
schistischen Regimes erreichen muß . Gleichzei­
tig haben wir aber auch aus der Geschichte, 
&US dem Kampf des tapferen vietnamesischen 
Volkes oder aus dem Kampf der Völker von 
Guines-Biasau, Mo~ambique , Angola, Zimbabwe 
und Namibia gelernt , daß die Solidarität fort­
schrittlicher demokratischer Kräfte bedeutend 
ist. Ebenso spielt die Solidarität der soz i a­
listischen St aaten eine wichtige Rolle in un­
sar em Kampf. 

Deshalb l autet unser Appell an all e anti­
imperialisti schen Kräfte, an alle Demokraten, 
Christen, Humanisten und Arbeiter in der Bun­
desrepublik , unse ren Kampf politisch, mate­
riell und moralisch auf jede nur mögliche Wei­
se zu ~terstUtzen : 

Durch den Boykott der Handelsbeziehungen, 
Boykott auf sportlichem und kulturellem Ge­
biet , Boykott auf jede erdenkliche Weis e. Kon­
kret bedeutet das jeglichen Verzicht auf Aus­
t auschbeziehungen oder auf Ankauf sUdafrikani­
scher Waren . Auf diesem Wege läßt sich schon 
eine Menge erreichen . Um die Regierung der 
BRD unter Druck zu setzen, mUssen die demo­
kratischen Kräfte auf die Durc~ dieser 
Vorschläge dringen . In der Tat kann dadurch 
unsere Bewegung in Afrika in starkem Maße un­

terstUtzt werden. In GroBbri tannien un,d in 
anderen Ländern Ubt eine starke Solidaritäts­
bewegung ständig Druck auf die Regierung aus . 
Der Aufruf zum Handel sboykott gegenUber SUd­
afrika verbreitet sich in der Bevölkerung. 
Wenn der Bevölkerung der BRD die Lage in SUd­
afrika, die Lage seiner schwarzen Bewohner be­
greiflich gemacht wird , nämlich diese unge­
heure Ausbeutung , diese RassenunterdrUckung, 
die "Herrenvolkideologie" des weiBen Regime s , 
dann - und daran habe ich keine Zweifel - wird 
die Bevölkerung der BRD und mit ihnen die 
Menschen in anderen Ländern unsere gerechte 
Sache unterstUtzen . Gewiß werden sie dafUr 
eintr eten , daß die Bundesregierung ihre Ver­
pflichtungen in dieaem Kampf wahrnimmt , indem 
sie die sUdafr ikani sche Befreiungsbewegung un­
terstUtzt und zum Sturz diese s höchst ver­
achtungsWOrdigen rassistischen Regimes , das 
eine so groBe Gefahr fUr den Waltfrieden dar­
stellt , beiträgt . Wenn wir alle unsere Kräfte 
zusammenschließen, werden wir in der Lage 
sein , im Dienste der Menschlichkeit eine große 
Aufgabe zu erfUllen . 

•••••••••••••••••••••••••••• 
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Palästina 

Emile Tauma , der Verfasser dieses Ende 1973 abgeschlossenen Artikels,schätzt vom Standpunkt 
der Israelischen Kommunistischen Partei - Rakah aus den aktuellen Stand und die Lösungsmöglich­
keiten des Pal~stinaproblems ein . Eingangs beantwortet Touma die Frage , ob sich sm Charakter und 
den Zielen der israelischen Annexionspolitik 1m Ergebnis des Oktoberkrieges 1973 etwas geändert 
hat . Er nimmt dabei Bezug auf die aktuelle Programmatik der israelischen Reglerungsparteien und 
des rechtsextremen LlKUD-Blocks . Taume SChildert sodann neue Entwicklungstendenzen unter der 
arebisch- palästlnenslschen Bevölkerung in den okkupierten Gebieten und d.le vielfältigen BemU­
bungen des jordanischen Monarchen Hussein, eine palästinensisch- arabische StaatsgrUndung zu hin­
tertreiben . Es folgt eine Darstellung und kritische Auseinandersetzung mit den Positionen der 
PLO zu dieser Frage und zu den allgemeinen Zielen des palästinensischen Widerstandes . Abschlie­
ßend setzt Touma die veränderte politische Lage in Nahost ins Verhältnis zur Haltung der UNO in 
de r Palästinafrage und formuliert drei Kernforderungen , Uber deren Verwirklichung eine echte 
Lösung des Palästinaproblems möglich wäre. 

Emile Touma 

Oie Palästina - Frage heute 

( ••• ) Nach den Septembermassakern von 1970 
(in Jordanien , d.Rad . ) glaubten die herrschen­
den Kreise Israels, daß es an der Zeit sei, 
ihre Angriffe auf das Volk der palästinensi ­
schen Araber zu verstärken; der Begriff "Volk" 
bezeichnet hier die nationalen Organisationen 
und die arabischen FIUchtlingslager, wo Sich 
das Volk der -palästinensischen Araber ange ­
siedelt und zu einem revolutionären Potential 

UlJe r 1, ~ Mio . raltiotinoUlCl ' WlWt.!l,lH tlUr'~!1 tltc 
Agg'ce:: <.Iionapo1i tu: 1t;rl'.e11; . UlJ ir,t't!' IJ.,IIII',t 
vertrieben . 

entwickelt hat. 

Die Angriffe eskalierten und verschärften 
sich in dem Maße ,wie die Uberzeugung bei den 
herrschenden Kreisen Israels wuchs, daß ihre 
militärische Uberlegenheit die arabische Welt, 
insbesondere Ägypten und Syrien , neutralisie ­
re und einschUchtere. 

1973 unternahmen die israelischen Streit­
kräfte unter dem Vorwand, den "Terrorismus" 
bekämpfen zu wollen, heftige Luftangriffe und 
motorisierte Vorstöße zu Lande gegen die pa­
lästinensischen FlUchtlingslager in den be ­
nachbarten arabischen Ländern Syrien und Liba­
non. Hunderte von a rabischen FIUchtlingen ka­
men bei diesen Angriffen ums Leben , und die 
Ermordung dreier palästinensischer National­
fUhrer in ihren Wohnungen in Beirut (Libanon) 
wurde zum Symbol offizieller israelischer Än­

maßung. ( • . . ) 

Oklober1crleg und offizielle Pollllk Israeli 

Der Oktoberkrieg von 1973 veränderte die 
ganze komplizierte Situation in Nahost. 

Erstens brachte er die vielschichtigen of­
fiziellen i s raeli schen Konzepte zu Fall, was 

ihre militärischen Abschreckungsmittel . Si­
cherheitsgrenzen, die Potentiale der USA in 
der arabischen Welt und die Fähigkeit Israele 
betrifft, die einzig maßgebliche Kraft im is ­
raelisch- arabischen Konfli kt zu seIn . 

Zweitens zeigte das Gesamtergebnis des 
Krieges , des r,cn Ende auf internatiunaler Ebe ­
ne formell in de r Resolution Nr. 338 des Si­
cherheitsrates zum Ausdruck kam, daß die 
herrschenden Kreise I s r aels nicht weiter dar­
auf bauen können. die Rechte der paläs tinen­
sischen Araber zu neg ieren, 



Terror isrBelischf' r Truppen gegen palästi nenOisclw Araber i n der, besetz t en Gebieten . 

Heute ist die politische Szenerie in Israel 
fließend . Die fUhrende Schicht der he rrschen­
den Kreise Israels zeigt sich j edoch noch im­
mer unnachgiebig in ihrem Bestr eben , die von 
zionistischem Geist erfUllte Expansi onspolitik 
fo r tzusetzen . 

Nicht nur der extrem rechte bürgerliche 
Block LIKUD - bestehend aus den Oppositions­
parteien der Herut , den Liberalen, dem Freien 
Zentrum und der Staatlichen Liste - stemmte 
sich gegen die Anerkennung de r nationalen 
Rechte des pal ästinensisch- ar abischen Volkes , 
sondern auch die Regierungskoalition . 
Die Annahme eines 14- Punkt e- Progr amms durch 
die Arbeiterpartei - der entscheidenden Kraft 
innerhalb der Regierungskoalition - wie auch 
ihre Wahlplattform vom 29.11.1973 machten die­
se Position deutlich . Obwohl in dem Programm 
eine neue Tonart angestimmt und erklärt wurde , 
man wolle sich fUr ein Friedensabkommen ein­
setzen , unterstreicht man dar in , Israel werde 
sich nicht auf die Linien vom 4 .Juni 1967 zu­
rUckziehen, und man proklamiert ein vereinig­
tes Jerusalem als Hauptstadt Israels - was 
einer Aufrechterhal tung der Annexion des ara­

bischen Jerusalem und der ZurUckweisung des 
Gedankens gleichkommt , einen arabisch- palästi -

nensischen Staat am Westufer des Jordan zu 
errichten . Damit wird eindeutig das Hecht der 
palästinensischen Araber auf Selbstbestimmung 
geleugnet . 

DarUber hinaus , so zusagen als Zugabe , verkUn­
den offizielle Vertreter Israels zum wieder­
holt en Male , sie seien nicht gewillt , mit Re ­
präsentanten der palästinensischen National­
bewegung - gewöhnlich als Terr oristen bezeich­
net - zu verhandeln . 

Entwicklungstendenzen unter den Palästinensern 

Eine äußerst wichtige Entwicklung , die wäh­
rend und nach dem Oktoberkrieg in Erscheinung 
trat , war zum einen die Konsolidierung der 
arabischen Solidarität im Kampf gegen Impe r ia­
lismus und Aggression; zum anderen die gene ­
r elle Bejahung der ägyptisch- syrischen Politik , 
die Sichtbar wurde in der Annahme der Resolu­
tion Nr . 338 des Sicherheitsrates - welche die 
Anerkennung Israels beinhaltet - und in der 
BerUcksichtigung der nationalen Rechte der 
palästinensischen Araber als einer Vorbedin­
gung zum Frieden . Der Krieg und seine Folgen 
haben das palästinensische Volk aufgerüttelt , 
und es scharte sich 
t ionale Führung . 

um die PLO als seine na-
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Dies wurde allgemein zur Kenntnis genommen , 
und NEWSWEEK bezeichne t e die verbrei~ete is­
raelische Auffassung, die palästinensischen 
Araber in den besetzten Cebieten hätten sich 
W1t der Okkupation abgefunden , al s eine ll1u­
sion und fU~te hinzu , 

"der Krieg und dia Möglichkeit der Errichtung 
eines unabhängigen palästlnensischen Staates 
haben eine dramatische Ver änderung hervorgeru­
fen und sogar offizielle israelische Stell en 
geben zu , daß die PLO auf' dem Westufer gewal­
tige UnterstUtzung findet . " 1) 

nÖffenltletHt Meinung" In den besetzten Gebieten 

Die Wirklichkeit in den besetzten Gebieten 
erhärtete diese Behauptung. Die "Palästinen­
sische Nationale Fr ont in den besetzten Gebie ­

ten" . die i llegale militante Organisation auf 
dem Westufer . gab mit UnterstUtzung der Kommu­
nistischen Partei Jordaniens Mitte November 
1973 ein Manitest beraus . Darin definiert sie 
sich als Teil der PLO und letztere als die 
einzig legitime Repräsentantin des palästinen­
sischen Volkes . 2 ) 

Das israelische Regierungsblatt fU r Araber 
ALANBA - herausgegeben zur UnterstUtzung der 
Okkupationspolitik - mußte am 4 . 12 . 1973 zuge­
stehen , daß die I dentitätskrise , die noch zwei 
Monate zuvor die öffent liche Meinung am West­
ufer entzweit und zersplittert batte , praktisch 
verschwunden ist und dsß nahezu Ubereinstim­
mong in der öffentlichen Meinung besteht, die 
eine Wende in der Frage der palästinensisch­
arabischen Unabhängigkeit signalisiert . 

Huuein : , Wenn ,ich die anderen auch gegen dje [)(Illorfl ul schOnen, ich) 
nehme iede Menge, Herr Prlhidenl.' l Au •• Slvllgarler Zeilung · 

Im Zusammenhang mit diesen Verhaltenspro­
klamationen setzte auf dem Westufer und im 

arabischen Jerusalem eine Welle von Wider­
standsektionen gegen die Okkupation ein , die 
verschiedene Formen, wie z.B . Bombenexplosio_ 

nen und bewaffnete Zusammenstöße , annahm . 

Das gewaltsame ZurUckschlagen der Besat­
z~gsbehörden - Sprengung von Häusern , Verhaf­
tungen und Deportationen (acht führende Per­
sönlichkeiten wurden am 10 . 12 . 1973 Uber den 
Jordan zu dessen Ostufer deportiert) _ ver­
stär kte den Widerstandskampf der palästinen­

sisch- ar ebischen Bevölkerung auf dem Westufer 
und i m Gazastreifen . Dies kann man an Sitz­
streiks und Forderungen nach Herausgabe des 
von den Okkupanten besetzten Landes ableaen. 3) 

Husseln und Quislinge 

Die Konaollaierung der palästinensiachen 
Nationalbewegung sieht sich jedoch einem zwei ­
seitigen Angriff ausgesetzt. 

Auf der einen Seite versucht König Busseln 
von Jordanien , die palästinensischeNational­
bewegung mit verschiedenen Mitteln im Zaum 
zu halten, um so die Bedingungen für eine 
Wiederherstellung seiner Herrschaf~ Uber das 
Westufer zu schaffen , wenn sich Israel einmal 
~urUckzieht. Auf der anderen Seite streben 
israelbegeisterte arabische Duislinge auf dem 
Weatufer danach , eine "palästinensische Ver­
tretung" einzurIchten, die der PLO das Recht 
auf Allei nvertretung streitig zu machen und 
den ganzen Sachverhalt durcheinanderzubringen 
sucht. 

König Husseins BemUhungen nahmen folgende 
Formen an : Er bestand darauf, daß die palästi­
nensische Vertretung der jordanischen Dele­
gation eingegliedert werde, während er zur 
selben Zeit mit dem Slogan eines Plebiszits 
nach Israels Abzug - um es so dem palästinen­
sischen Volk zu ermöglichen , seine Zukunft 
selbst zu bestimmen - öffentlichkeitsarbeit 
betrieb . 

In diesen seinen Bemühungen arbeitet 
Hussein an beiden Fronten; in den arabischen 
Ländern versucht er, die offiziellen Stellen 
von der RechtsgUltigkeit seiner AnsprUche zu 
Uberzeugen, indem er verschiedene Lösungen 
vorschlägt. Auf dem Westufer sind seine An­

hänger eifrig dabei , die öf~entllche Meinung 
zugunsten des jordanischen Monarchen zu beein­
fluSen . 

Bezeichnend war in dieser Hinsicht die Tat­
sache, daß ein Abgesandter Husseins Anfang 

Dez~mber 1973 nach Beirut kam und den palästi­
nenr,lschen Organisationen folgendes vorschlug: 
Russeln werde sein Kabinett umbilden und Mi­
nister hineinnehmen, die von der PLO gewählt 
oder ihr genehm seien, und diese Regiarung 
werde dann Uber die Zusammensetzung der Dele­
gation zur Friedenskonferenz entscheiden. Laut 
1er pslästinensischen Nachrichtenagentur hat 



die PLO diesen und ähnliche Vorschläge , die 
darauf abzielten, eine getrennte paläatinensi­
sehe Repräsentation zu verhindern, zurUckge­
wiesen. Auf dem Westufer stieß der jordanische 
Herrscher auf ähnliche Abweisung . 

Anerkennung laraels notwendig 

NatUrlieh wird gerade die Haltung der PLO 
in der Palästinafrage entscheidend dafUr sein , 
ob sie ihre relative Position der Stärke auf­
rechterhalten kann, welche sich heute in der 
UnterstUtzung durch die arabischen Länder und 
durch das arabische Volk von Palästina aus­
drUckt . 
Bislang nannten die verschiedenen der PLO an­
gehörenden Organisationen und die PLO selbst 
als Ziel ihres Kampfes die Errichtung eines 
Demokratischen Säkularen Staates Palästina. 
Die Durchsetzung eines solchen Programms 
schlösse die Zerstörung des Staates Israel mit 

ein. 

Die revolutionären Kräfte in aller Welt, 
darunter die Kommunistische Partei Israels , 
betrschten dieses Programm sowohl als unhalt­

bar, da es das Recht der jUdischen Bevölkerung 
in diesem Land auf Selbstbestimmung negiert, 
als auch als nicht praktizierbar unter den ge­
genwärtigen weltweiten und regionalen Gege­
benheiten. 

DarUber hinaus erkennen nicht nur die län­
der der Welt Israel an und billigen sein Recht 
auf souveräne Existenz. Auch beinhaltete der 
Beschluß der arabischen Länder auf ihrem al­
gerischen Gipfeltreffen, an der Genfer Konfe ­
renz teilzunehmen und einen dauerhaften Frie ­
den mit Israel anzustreben, die Anerkennung 
Israels . 

Da offizielle definitive Bekanntmachungen 
fehlen, stellt die Weltpresse hinsichtlich 
der Haltung der PLO Spekulationen an i der 8ei ­
TUter Daily Star schrieb: 

nOie Palästinenser (innerhslb der PLO , E.T.) 
scheinen momentan ihre Forderung nach Errich­
tung eines demokratischen Staates in Palästi­
na mit Arabern und Juden aufgegeben zu ha­
ben ." 5) 

Haltung der PLO 

In der Tat erklärte Yassir Arafat schon vor 
Ende Oktober 1973. daß die palästinensische 
Revolution heute an der Schwelle zu eine r 
historischen Etappe stehe , die eine histori­
sche Entscheidung erfordere . Er fUgte hinzu, 
daß die FUhrer der PLO bis suf eine Ausnahme 
den allgemeinen Richtlinien zustimmten: 

1 . Einstimmigkeit darUber, daß das Westufer, 
der Gazastreifen und der Al Hameh Distrikt 
(an der OstkUste des Sus Galilea gelegen - E. 
T.) zweifelsfrei als palästinensische Gebiete 
anzusehen sind , da sie von Palästinensern be-

Fahnenträger der PLO- Delegation beim 
X. Festival 1973 in Berin , DDR 

wohnt werden . Eine TreuhänderverwaltWlg ~st 
dahe r abzulehnen ; das Volk hat das Recht auf 
Selbst bestimmung . 

2 . Die gegenwär tigen Rechte können kein Er­
satz fUr historische Rechte sein , wohl aber 
ein Schritt hin zu de r en Erkämpfung . 6) 

Aus diesen beiden Vorstel lWlgen ergibt sich , 
daß die PLO bzw. ihre Mehrheit , die Al Fatah , 
die Zeit fUr gekommen halten , die sich aktuell 
realisierbaren Rechte , die durch die Selbst­
bestimmung in den palästinensischen Gebieten 
nach dem Abzug Israels zur Anwendung kämen , 
zu nutzen. Die PLO bekämpft jedwede AnsprUche 
Jordaniens Wld betont in ihren Publikationen , 
daß die arabische Liga die Annexion arabisch­
palästinensischer Gebiete durch TransJorda­
nien im Jahre 1949 nie billigte. 
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Äußere EInflOsse aul die PLO 

Es ist klar , daß die PLO verschiedenen ge­
ge nsätzlichen EintlUssen susgesetzt 1st. Aur 
der einen Seite dr ängen die a r abischen Staaten, 
wie Ägypten und Syrien. die PLO hin zu einer 
realistischen Position und zur Kompr omißbe­
reitscha!~ . während der Irak und Libyen sie 
~ängen . von einem palästinensischen Staat in 
einem Teil~ebiet des alten Palästina Abstand 
zu nehmen. ) 

Die PLO ist sich auch dessen bewußt, daß 
bes timmte a r abische Regierungen mit den USA 
im RUcken Husseins Jordanien unterstutzen und 
sm liebsten die PLO neutralisieren odar , wenn 
m~glich . ganz von der Szenerie in Nahost ver­
schwinden l assen m~chten. 

Letzteres aber wird immer unwahrscheinli­
cher , da die PLO auf allen Kamptebenen Unter­
s t Utzung erhält. Von besonderer Bedeutung ist 
die Konsolidierung der freundschaftlichen Be­
ziehungen zwischen der PLO und der Sowjet­
union . Der Besuch einer PLO- Delegation , ange­
fUhrt von Arafat und anderen Führern des Wi­
derstandes , in der Sowjetunion Ende November 
1973 bekräftigte diese Tatsache. 

Es ist anzunehmen, daß die Sowjetunion . 
die im Rahmen der Friedensverhandlungen in 
Nahost Hervorragendes leistet und die eine 
fUhrende Rolle auf der Friedenskonferenz in 
Gen! spielen wird, wesentlich dazu beitragen 
kann , daß die PLO eine prinzipienfeste und 
realistische Haltung beziehen wird . die zu­
gleich der Legitimität der nationalen Rechte 
des palästinensisch- arabischen Volkes Rechnung 
trägt. 

Diesen Eindruck kann ~ aus der Erklärung 
Arafata gewinnen , der Besuch der PLO in der 
Sowjetunion sei im Interesse der arabischen 
Nation und des palästinensischen Volkes posi­
tiv und konstruktiv gewesen . 8 ) 

Hinderni ... in der PallsUnalrage heute 

Das Palästinaproblem ist entgegen allen 
Beteuerungen der herrschenden Kreise Israels, 
daß es längst gel~st sei , niemals in Verges­
senheit geraten und war auf internationaler 
Ebene in der UNO in dieser oder jener Form 
ständig präsent . 

Auch 1973 stellte keine Ausnahme dar, und 
eine Reihe von UN- Resolutionen beinhalteten 
ein Uberwältigendes internationales Votum zum 
Paläs tinaproblem : 

• Die erste Resolution Sicherte den palästi­
nensischen Arabern nochmals ihr Recht auf 
Selbstbestimmung zu. Sie wurde mit 78 gegen 6 
Stimmen bei 35 Enthaltungen verabschiedet . 
Die USA stimmten mit Isreel dsgegen. 
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• Die zweite verurteilte die fortwährende 
Anwendung von Maßnahmen der israelischen Be ­
satzer , die die RUckkehr der ver triebenen Be­
völke rung in ihre Heimat behindern . Israel 
wurde aufgefordert , die Repatriierung dieser 
arabischen FlUChtlinge unverzUglich einzulei­
ten. DieSe Resolution wurde mit 101 gegen 4 
St immen bei 14 Enthaltungen verabschiedet . 9) 

• Die dritte und vierte Resolution forderten 
von Isr ael die Respekti erung der Genfer Kon­
vention Uber die Menschenrechte von Zivilper­
sonen in Kriegszelten und die Unterlassung 
aller Maßnahmen, die darauf abzielen , be setz­
te arabische Territorien zu annektieren. 10) 

o.r- ~1iIo ~ ."' ... ~ c ...... ' __ " ...... 

Von daher lassen sich - in Ubereinsti~g 
mit der UN - drei essentielle Faktoren ablei­
ten , die das Palästinaproblem heute ausmachen: 

1 . Die israelische Okkupation von Gebieten , 
die von palästinensischen Arabern bewohnt 
wurden (Westufe r , Gaza- Streifen , arabisch 
Jerusalem , Hameh- Distrikt) und die Versu­
che der herrschenden Kreise I sraels , die 
Annexion durch eine koloniale BeSiedlung 
unumkahrbar zu machen . 

2. Israels Verweigerung des Rechtes des pa­
lästlnensisch- arabischen Volkes auf Selbst­
bestimmung , mit der UnterstUtzung der USA 
und in offensichtlichem Einverständnis mit 
der jordanischen Monarchie. 

3 . Israels einzigartige Gegnerschaft zu den 
UN- Resolutionen , die die palästinensischen 
FlUchtlinge betreffen. 

Eine L~sung des Palästlnaproblems kann es 
nur durc h die Beseitigung dieser drei Hinder­
nisse geben, d .h. durch den israelischen Ab­
zug aus den arabischen Gebieten , durch die 
praktische Umsetzung der Resolu~lonen zum 
FlUchtl ingsproblem . sowie durch die Verwirk­
lichung des Rechtes auf Selbstbestimmung fUr 
das pslästlnensische Volk. Die Bedingungen fUr 
eine solche ~sung sind nach dem Oktoberkrieg 
1973 sowohl regional al s auch weltweit gUnsti­
ger geworden. 



Anmerkungen : 
1) Newsweek , New York , 10 , 12 , 1973 
2) Al-It~ihad, 20 . 11 , 1973 
3) Alkouds , 4 , 12 . 1972 
4) Reuter, 8 . 12 . 1973 
5) 
6) 

Daily Star , Beirut , 1 . 11 . 1973 

Diese Erklä rung 
PLO, Al Muhrer, 
1 , 11 . 1973 

wurde in der Zeitung der 
veröffentlicht, Alnida, 

7) Al1ajar , 24.'1 . 1973 
8) Anba , Moskau , Nr. 48 , 1 , 12.1973 
9) Beide Resolutionen wurden am 18 . 11.1973 

von der UNO- Vol lver sammlung verabschiedet . 
10 ) UPI, 8 . 12.1973 

(Deutsche Ubersetzung nach : Information 
Bulletin Communist Party of Israel , Nr . 
Tel Aviv 1973 , s, 27- 37} 
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Kurzinforrnation 

Äthloplen 

Am 25 , 2 , 1974 besetzten Einheiten der äthio­
pischen Armee in der Hauptstadt der Nordpro­
vinz Eritrea , Asmera, den flugplatz , die Rund­
funk sta tionen und Banken , 

Die Armeerevolte dehnte Sich schnell auf 

Massaua , den größten und wichtigsten Hafen des 
Landes und auf die Hauptstadt Äthiopiens . 
Addis Abeba, aus . 

Am 27 . 2,1974 befand sich die Hälfte der 
45 . 000 Mann starken Armee im Ausstand und 
hielt alle strategischen Punkte - außer dem 
Kaiserpalast - in den Städten besetzt . 1 ) 

Die Soldaten Obermi~telten Ober die Radio­
s tationen der Regierung 25 forderungen : Eine 
weitere Anbebung des Solds fUr alle Soldaten 
in Höhe von 2~ , ärztliche Versorgung , Maßnah­
men gegen die steigenden Mieten , bessere Le­
bensbedingungen , Preisstoß fUr alle lebens ­
wichtigen Guter u.a . 

Die äthiopische Regierung trat unter dem 
Druck der Armee und der Sich zunehmend ausdeh­
nenden Streikbewegung von Taxifahrern, Lehrern 
und Hafenarbeitern zurUck, 

Die vom neuemannten Ministerpräsident Lik 
E. Makonnen - einem Mitglied der kBniglichen 
familie - versprochenen nVerbesserungen und 
Reformen"2) und die Soldanhebung von insgesamt 
,~ !Ur alle Armeeangehörigen konnten jedoch 
die sich entwickelnde Massenbewegung nicht 
aufhalten. 

Am 7.'.1974 riefen die Gewerkschaften zum 
Generalstr eik , dem ersten in der Geschichte 
des Landes , auf . Der Streik soll solange ge ­
fUhrt werden , bis die Regierung bereit ist , 
Uber die 17 Gewerkschaftsforderungen zu ver­

handeln . U,a. fordern die Gewerkschaften ei­
nen gesetzlichen, täglichen Mindestlohn von 
ca, 20,- ' DM, die Einleitung einer Bodenreform, 
Pressefr eiheit und demokr ati sche Rechte. 

Äthiopien zählt bei einem Pro- Kopf- Ein­
kommen von 69 Dollar zu den 16 ärmsten Län-

dem der Erde ; nach wie vor besitzen wenige 
Feudalherren und die kopti sche Kirche zwei 
Drittel des Bodens , der von rund 50% der Be­
vBlkerung in feudaler Abhängigkeit bearbeitet 
wird. 

Anmerkungen: 
1) FAZ, 1 . 3 . 1974 
2) ND , 2. 3. 1974 
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BRe-Portugal 

Nach mehrmonatigem Leugnen - das Organisa­
t i onskomltee Freiheit ~Ur Angola, Guinea­
Bissau und Mo~amblque kommentierte in einer 
Pressemltteilung: "Die Bundesregierung belligt 
das Par lament" - gab die Bundesregierung DWl 
ein skandalöses RUstungsgeschäft mit der fa ­
schistischen Kolonialmacht Portugal zu. Dazu 
folgende Fakten : 

1m Juli 1973 ha tte das Deutsche Komitee 
für Angola , Guinea- Bissau und M09amhlque (AGM­
Komitee) die SPO/FDP- Regierung beschuldigt , 
1972 die Genehmigung fUr die Beteiligung ei­
ner westdeutschen Firma an der Produktion von 
Muni tion in der Fabrik Trafaria in Lissabon 
erteilt zu haben . Sofort bestritt das Bundes­
verteidigungsministerium, eine derartige L1-
zenzproduktion genehmigt zu haben . Das AGM­
Komitee wiederholte se ine Vorwürfe mehrmals, 
Abgeordnete des Bundestages und Pr esseorgane 
richteten Anfragen an die Bundesregierung , 
man nannte den Namen der Firma: Josef Meissner , 
Köln; man konkretisierte die Art des RUstungs­
geschäfts : ExplosivfUllanlagen zur Herstellung 
von HE 105 mm-Geschossen , 81 mm- Mörsergrana­
ten und 500 kg TNT- Bomben . Oie Reaktion der 
Bonner Regierung blieb gleich : Entweder ant­
wortete man nicht , oder aber es folgten De ­
mentis , so etwa sm 5. Dezember 1973 von Außen­
minister Scheel , der mitteilen ließ , daß "der 
Bundesregierung tiber die Errichtung von An­
lagen zur Munitionsherstellung in der Firma 
Traf aria i n Portugal mit Lieferungen von Fir­
men aus der Bundesrepublik Deutschland nichts 
bekannt ist . " Selbst nachdem Wolff Geisler 
vom AGM- Komitee mi t einer eidesstattlichen 
Erklärung bekräftigt hatte , Dokumente gesehen 
zu haben , aus denen die BRD-Beteiligung her­

vor gehe, behauptete das Auswärtige Amt noch 
sm 28 . Januar 1974 , es gebe keine derartige 
Genehmigung . Doch die Beweise waren erdrUckend. 
Am 20 . Februar 1974 schließlich mußte der 
Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes­
minister für Wirtschaft, Grüner , bestätigen, 
daß die Firma Josef Meissner sm 29 . März 1972 
die Genehmigung zur Ausfuhr von Einrichtungs­
teilen für die Muni tionsfabrik Trafaria in 

Portugal erhalten habe . Diese Genehmigung , so 
GrUner, sei "im Einklang mit den politischen 
Grundsätzen der Bundesregierung fUr den Export 
von Kri egswaffen und sonstigen RUstungsgUtern" 
erteilt worden . 

Die Bundesr egierung dokumentiert also 
selbst , daß sie weiterhin bewußt dazu beitr ägt , 
die kriegführende por tugi esische Regierung 
mit Materi al f Ur deren Kolonialkr ieg zu ver­
sor gen . Oie Aussagen von Bundeskanzler Br andt 

und Außenminister Scheel vor der UNO oder ge­
genUber afrikanischen Politikern, die Bundes­
regierung trete !Ur die "Liquidierung des 
Restkolonialismus ll ein , entlarven sich mithin 
als bewußteste Täuschungsmanöver. 

Während sich die niederländische Regierung 
gegenwärtig bemUht , andere europäische Länder 
mit sozialdemokratisch gefUhrten Regierungen 
zu einer gemeinsamen Aktion zu bewegen, um 
Portugal zum RUckzug aus Afrika zu zwingen, 
stärkt Bonn die Position des faschistischen 
NATO- Partners. Daß Bonner Waffen tatsächlich 
von Portugal in Afrika eingesetzt werden , be­
stätigteAnfang März d . J . noch einmal Harald 
Stappmanns vom VDS- Vorstand, der als erster 
BundesbUrger im Rahmen einer internationalen 
Delegation die Republik Guinea-Bissau besuch­
te und dort Angriffe der portugiesischen 
Luftwaffe mit Bombern des Typs Fiat G- 91 mit­

erlebte . 
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Latalnamerlkanische 
StaatankDnfaranz 

Wenige Tage nach der gescheiterten "Ener­
giekonferenz" sahen sich die USA auf der pan­
amerikanischen Konferenz in Tietelolko (Mexi­
ko) vom 21 . -2'.2.1974 einer ähnlich prekären 
Situation gegenUber . US-Außenm1nlster Klssln­
ger versuchte vergeblich, den wachsenden Wi­
derstand gegen die Hegemonialpolltlk der USA 
autzutansen. indem er von einem "neuen Anfang 

und einem neuen Geist" in den interamerlkani­
schen Beziehungen sprach. 

v/va la 
democraCIA 

Zwar gelang es den USA noch einmal , die von 
Peru u.a. gefOrderte Aufnahme Kubas in die 
OAS (Organisation amerikanischer Staaten) zu 
vereiteln . Nicht verhindern konnten sie jedoch 
die von den 24 lateinamerikanischen Staaten 
mehrheitlich unterstUtzte Aufnahme eines Pas­
sus ins Schlußkommunique, demzufolge 

" jeder Staat das Recht hat, ohne Einmischung 
von außen sein politisches, wirtschaftliches 
und gesellschaftliches System zu wählen". 

Eine ebenso gegen die US-Politik gerichte­
te Ausaage wurde im Kommunique mit der BefUr­
wortung des Bestrebens Panamas , die volle Ho­
heit Uber die Kanalzone zu erlangen, veran­
kert . 

Die Tletelolko- Konterenz brachte darUber 
h1nIUlS zum Ausdruck: 

daß die US-imperialistische Politik des 
I Diktats ' erheblich an Durchschlagskraft ein­
gebUßt hat ; so lehnten die Teilnehmerstaaten 
den Vorschlag der USA ab, eine "neue Gemein­
schaft de r westlichen Hemisphäre" zu bilden; 

daß auf dem lateinamerikanischen Kont inent 
die Auffassung an Boden gewinnt , die nationa­
len Rohstoffressourcen kUntt ig stärker als 
politische und wirtschaftl iche Waffe gegen die 
"imperialistische Unterwerfung" (Echeverria, 
Präsident Mexikos) ein'zusetzen; 

daß sich trotz der von den USA und der la­
teinamerikanischen Reaktion unter FUhrung 
Brasiliens eingeleiteten Offensive die Tendenz 
zur Erlangung der nationalen Unabhängigkeit 
verstärkt, und daß der ProzeB der Polarisie­
rung der progress iven, patriotischen Kräfte 

auch breite Teile des KlelnbUrgertums wie der 
nationalen Bourgeoisie ertaßt hat; 

daß die Staaten Lateinamerlkas in ihrer 
Uberzahl kein Interesse bekundeten, den Ver­
fell der von den USA geschaffenen OAS aufzu­
halten (bezeichnenderweise fand die Konferenz 
nicht 1m Rahmen der OAS statt) . 

Unvorstellbar let es daher nicht , daß Kis­
singers 'Stolpern in Tlatelolko' (FR) auf 
der OAS-GeneralverSammlung Mitte April 1974 
zu einer ' Bauchlandung' werden könnte. 

(vgl.: FR , 23 . 2 . , 25.2., 27.2 . 1974 ; Horizont , 
Nr . 11/1974 ; DVZ, 7.3.1974) 
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Aus .. Slempre". Mel'iko-City 

Argentinlen 

Anfang März verUbten in Cordoba , der zweit­
grBßten Stadt Argentiniens , Polizeieinheiten 
mit UnterstUtzung einiger ultrarechter Organj ­
sationen einen gewaltsamen Umsturzversuch . 
Sie verhafteten den Gouverneur der Provinz , 
Ricarda Obregon Cano, und etwa hundert andere 
Vertreter der BehBrden unter dem Vorwand , sie 
hätten progressive Gewerkschaften unter stUtzt . 
Außerdem wurden die BUros einiger Gewerkschaf­
ten besetzt. 

Der Umsturzversuch der rechtsgerichteten 
Polizei brach aus, nachdem Obregon Cano. der 
sich als linksgerichteter Peronist versteht, 
den Brtlichen Polizeichef absetzte. Ober die 
Rundfunkstationen erklärten die Terroristen , 
daß sie den "Herd des Marxismus" in der Pro­
vinz Cordoba zerschlagen wollten . 

StaatspräSident Peron stellte sich nicht 
hinter den linksperonistischen Gouverneur, 
sondern beschuldigte ihn in seiner Botschaft 
an den Kongreß, Cano hätte "umstUrzlerische 
Umtriebe" in der Provinz "geduldet und ange­
heizt". 
Diese offene Parteinahme Perons fUr die Reak­
tion 1st im Zusammenhang mjt einer Reihe von 
Maßnahmen der Regierung zu sehen , die gegen 
die von Peron versprochenen und von der Mehr-
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heit der Bevölkerung angestrebten demokrati­
schen Ver ände rungen ger icbtet s ind: So setzte 
Per on den berUchtlgten Polizeikommissar a.D., 
A. Villar , wieder ein , der unter Präsi dent 
Ongania Anti-Gueril la- Br igaden zur Bekämpfung 
auch peronistischer Partisanen einsetzte. So 
verbot die Regierung die Organisation "Revo­
lutionäres Volksheer" (ERP) mit der BegrUn­
dung, den "Krieg der nationalen Befreiung" 
eindämmen zu wollen. 

Das Vorgehen der staatlichen Machtorgane 
r ichtet sich indes sen gegen die demokratisch-

antiimperialistische Bewegung i nsgesamt , dar­
unter auch gegen die linksperonistischen 
Kräfte in Gewerkschaft en und staatlichen In­
stitutionen. Die argentinische Regi erung lei ­
stet s o den Zielen der äußersten Reaktion und 
den Interventionsversuchen des US- Imperiali s­
IDUS Vorschub . 

Anges ichts der wachs enden Gefahr ei nes von 
der Reaktion und dem eIA angezettelten Mili­
tärputsches rief die Brgent inische Linke die 
Bevölkerung zur Mobilisierung aller ihrer 
Kräfte auf . 
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